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A. Priifungsauftrag

I. Priifungsauftrag

. Aufgrund unserer Wahl zum Abschlusspriifer durch die ordentliche Gesellschafterversammlung
am 4. Juni 2025 erteilte uns der Aufsichtsrat der

AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Ké6ln mbH, Koln,
(im Folgenden kurz ,,AVG“ oder ,,Gesellschaft“ genannt)

den Auftrag, den Jahresabschluss der Gesellschaft fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2025 unter Einbeziehung der Buchfiihrung und den Lagebericht fiir dieses Ge-
schéftsjahr gemaf3 §§ 316 ff. HGB zu priifen.

. Bei unserer Priifung haben wir auftragsgema(3 auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1

und 2 HGrG beachtet. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt E.

. Fiir die Durchfiithrung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhéltnis zu Drit-
ten, die diesem Bericht beigefiigten Allgemeinen Auftragsbedingungen fiir Wirtschaftspriiferinnen,

Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften vom 1. Januar 2024 vereinbart.

. Uber Art und Umfang sowie iiber das Ergebnis unserer Priifung erstatten wir diesen Bericht nach
den Grundséatzen des IDW PS 450 n.F. (10.2021), dem der von uns gepriifte Jahresabschluss sowie
der gepriifte Lagebericht als Anlagen beigefiigt sind. Dieser Bericht ist an das gepriifte Unterneh-

men gerichtet.

II. Bestédtigung der Unabhéngigkeit

. Wir bestétigen gema(3 § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlusspriifung die anwendbaren
Vorschriften zur Unabhéngigkeit beachtet haben.
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B. Grundsitzliche Feststellungen

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

6. Nachfolgend stellen wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage der AVG durch die gesetzli-
chen Vertreter (siehe Anlage I) dar:

Einleitend geht die Geschaftsfithrung auf das Geschaftsmodell der Gesellschaft ein:

e Die AVG ist nach ihrem satzungsgemalf3en Zweck sowie auf Grundlage der mit der Stadt Kéln
geschlossenen Vertrége fiir die Planung, den Bau und den Betrieb von Einrichtungen der Ent-
sorgungswirtschaft verantwortlich.

e Die wesentlichen Aufgabenschwerpunkte im Geschéftsjahr 2025 lagen im Betrieb der Rest-
miillverbrennungsanlage einschlieRlich der vorgeschalteten Homogenisierungsanlage
(RMVA), im Betrieb der Deponie Vereinigte Ville sowie in der Zusammenarbeit mit den Toch-
tergesellschaften fiir Kompostierung und Vergiarung, Altholz-, Gewerbe- und Baumischabfall-
behandlung, Papieraufbereitung sowie fiir Instandhaltungs- und Logistikleistungen.

Malf3gebliche Leistungsindikatoren sind zum einem der handelsbilanzielle Jahresiiberschuss und
die Verfiigbarkeit der RMVA.

Anschliel3end trifft die Geschiftsfiihrung Aussagen zur Branchenentwicklung und zum Geschéfts-
verlauf der Gesellschaft:

Zu der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage hebt die Geschéftsfithrung die folgenden Aspekte her-

Vor:

e Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Jahr 2025 war weiterhin von Stagnation und einem

schwachen industriellen Umfeld geprégt.

e Die RMVA erreichte unter der Beriicksichtigung der Stillstandzeiten eine vergleichsweise hohe
Verfligbarkeit. Es wurden 689.723 Tonnen (Vorjahr 702.686 Tonnen) Abfélle verbrannt.

e Nach Abzug des Eigenverbrauchs wurden 333.649 MWhel (Vorjahr 284.936 MWhel) Energie
in Form von Strom und Dampf an die RheinEnergie AG verduf3ert und in das Netz der Rhein-

Netz GmbH eingespeist.

e Im Bereich der Deponie Vereinigte Ville lag die erfasste Deponiegasmenge im Jahr 2025 leicht
unter dem Vorjahresniveau, jedoch rund 6 % tiber dem Planwert. Es wurden rund 15.800 MWh
elektrischer Strom in das 6ffentliche Netz eingespeist (Vorjahr: 16.700 MWh).

¢ Die Gewinn- und Verlustrechnung schlie3t mit einem Jahresiiberschuss von 24.492 T€ ab (Vor-
jahr: 25.670 T€).

DEE00170558.1.1



PwC

Der im Wirtschaftsplan 2025 angestrebte Jahresiiberschuss nach Steuern von 13.255 T€ wurde
mit dem erzielten Ergebnis um 11.237 T€ deutlich iibertroffen. Die Ergebnisverbesserung ge-
geniiber der Planung resultierte insbesondere aus hoheren Umsatzerlésen infolge iiber Plan
liegender Anliefermengen, hoheren Energieerlosen sowie {iber Plan erzielten Beteiligungser-

tragen aus den Tochtergesellschaften.

Belastend wirkten im Geschéiftsjahr unter anderem hohere Instandhaltungsaufwendungen
(+6,6 % gegeniiber Vorjahr), gestiegene Personalaufwendungen (+3,5 %) sowie zunehmend

kostenintensive Wartungsvertrage.

Das Verbrennungsentgelt fiir die kommunalen Miillmengen der Stadt K6Iln erhohte sich auf
129,45 EUR je Tonne (Vorjahr: 96,81 EUR je Tonne), was insbesondere auf gesunkene Ener-
gieerlose, hohere CO,-Kosten sowie gestiegene Abschreibungen aus der Investitionstatigkeit
zuriickzufiihren ist.

Das Anlagevermogen erhohte sich infolge umfangreicher Investitionen um 22.205 T€, wobei

planmaif3ige Abschreibungen in Hohe von 7.779 T€ beriicksichtigt wurden.

Das Umlaufvermogen verringerte sich stichtagsbedingt im Vergleich zum Vorjahr um 5.692 T€,
insbesondere aufgrund riicklaufiger Forderungen und sonstiger Vermogensgegenstdnde sowie
hoherer Mittelabfliisse aus der Investitionstatigkeit und dem Erwerb von CO,-Zertifikaten.

Die Eigenkapitalquote der AVG Koln lag vor Ergebnisverwendung bei rund 37 %.

Zur Finanzierung grof3erer Investitionsvorhaben wurden im Geschéftsjahr 2025 langfristige
Kredite in Hohe von 19.000 T€ aufgenommen; die Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstitu-
ten stiegen dadurch auf 43.113 T€.

Zu der Lagebeurteilung und voraussichtlichen Entwicklung hebt die Geschaftsfithrung folgende

Aspekte hervor:

Weitere Risiken konnen sich aus geopolitischen Konflikten (u. a. Nahost-Konflikt) ergeben, die
iber steigende Energiepreise und Storungen globaler Lieferketten negative Auswirkungen auf
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland haben kénnen. Die daraus resultieren-
den Risiken werden fiir die Abfallwirtschaft derzeit jedoch weiterhin als eher gering einge-

schéitzt.

Staatlich weiterhin steigende Abgaben auf Brennstoffe, insbesondere die CO,-Abgabe, damp-
fen die Erwartungen auf eine kurzfristige wirtschaftliche Erholung und stellen einen dauerhaf-

ten Kostenfaktor fiir den Betrieb der Miillverbrennung dar.
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e Unsicherheiten bestehen zudem hinsichtlich der weiteren Entwicklung der Abfallmengen, da
insbesondere bei der thermischen Verwertung kiinftig mogliche Mengenriickgénge aus der In-

tensivierung der getrennten Sammlung von Bioabfallen und Wertstoffen resultieren kénnen.

e Wesentliche Chancen fiir die AVG Kéln ergeben sich aus dem langfristig gesicherten Entsor-
gungsvertrag mit der Stadt K6ln, der Ende des Jahres 2023 um weitere zehn Jahre bis Ende
2035 verlangert wurde und der Gesellschaft dauerhaft die Andienung der stadtischen Haus-

und Sperrmiillmengen sowie eines Grof3teils der Bioabfille sichert.

7. Die Beurteilung der Lage der Gesellschaft, insbesondere die Beurteilung des Fortbestandes und der
wesentlichen Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklung des Unternehmens, ist plausibel
und folgerichtig abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Priifung und den dabei gewonnenen Er-
kenntnissen ist die Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter dem Umfang nach angemessen und
inhaltlich zutreffend.

II. Wesentliche Geschiftsvorfille

8. Im Geschéftsjahr 2025 wurden CO,-Emissionszertifikate im Gesamtwert von 15.895 T€ erworben.
Die erworbenen Zertifikate dienen der Erfiillung der Verpflichtungen aus den im Geschéftsjahr

2025 verursachten CO,-Emissionen.

9. Zudem sind Zugénge in Hohe von 26.882 T€ im Sachanlagevermogen im Wesentlichen durch An-
zahlungen auf Anlagen im Bau zu verzeichnen. Des Weiteren wurde eine Kapitalerhohung bei der
AVG Logistik GmbH durchgefiihrt. Daher ist ein Zugang in Hohe von 3.000 T€ im Finanzanlage-

vermogen zu verzeichnen.
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III. Wiedergabe des Bestidtigungsvermerks

Nach dem abschlie3enden Ergebnis unserer Priifung haben wir mit Datum vom 22. Mai 2026 den

folgenden uneingeschriankten Bestdtigungsvermerk erteilt:
,BESTATIGUNGSVERMERK DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS
An die AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéln mbH, Koln
Priifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Koln
mbH, K6ln, — bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, ein-
schliel8lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — gepriift. Dar{iber hin-
aus haben wir den Lagebericht der AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Koln
mbH fiir das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse

e entspricht der beigefiigte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsétze ord-
nungsmaliger Buchfithrung ein den tatsdchlichen Verhiltnissen entsprechendes Bild der Ver-
mogens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage fiir
das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und

e vermittelt der beigefiigte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken
der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemal’ § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklédren wir, dass unsere Priifung zu keinen Einwendungen gegen

die Ordnungsmaf3igkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.
Grundlage fiir die Priifungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Ubereinstimmung mit

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsétze ordnungsméldiger Abschlusspriifung durchgefiihrt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsétzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Prii-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestdtigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhéngig in Ubereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-

rufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass
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die von uns erlangten Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir

unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats fiir den Jahresabschluss und den
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fiir die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafiir,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ordnungsméaliger Buchfiih-
rung ein den tatsichlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die
internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsétzen ordnungsmaRi-
ger Buchfiihrung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermoglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen

(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermogensschiadigungen) oder Irrtiimern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafiir verantwortlich, die
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfithrung der Unterneh-
menstéatigkeit, sofern einschlédgig, anzugeben. Dariiber hinaus sind sie dafiir verantwortlich, auf
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit zu

bilanzieren, sofern dem nicht tatsdchliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Auflerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die Aufstellung des Lageberichts, der
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-
ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die Vorkehrungen und Manahmen (Sys-
teme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Ubereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermoglichen, und um aus-

reichende geeignete Nachweise fiir die Aussagen im Lagebericht erbringen zu konnen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-

sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.
Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
tlimern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
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Priifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie
einen Bestadtigungsvermerk zu erteilen, der unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal} an Sicherheit, aber keine Garantie dafiir, dass eine in
Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsétze ordnungsmafliger Abschlusspriifung durchgefiihrte Priifung
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen konnen aus dolosen
Handlungen oder Irrtiimern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn verniinftiger-
weise erwartet werden konnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-

einflussen.

Waiéhrend der Priifung iiben wir pflichtgemé&Res Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Dariiber hinaus

e identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern, planen und
fithren Priifungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Priifungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Priifungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-
stellung nicht aufgedeckt wird, ist hoher als das Risiko, dass eine aus Irrtiimern resultierende
wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zu-
sammenwirken, Filschungen, beabsichtigte Unvollstindigkeiten, irrefithrende Darstellungen
bzw. das AulBerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten konnen.

e erlangen wir ein Verstdndnis von den fiir die Priifung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollen und den fiir die Priifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maf3-
nahmen, um Priifungshandlungen zu planen, die unter den Umstédnden angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Ge-
sellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Ma3nahmen abzugeben.

¢ Dbeurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschitzten Werte und damit zusammenhidngenden Angaben.

e ziehen wir Schlussfolgerungen iiber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfithrung der Unternehmenstétigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit aufwerfen konnen. Falls
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet,
im Bestatigungsvermerk auf die dazugehorigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Priifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der
bis zum Datum unseres Bestatigungsvermerks erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige
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Ereignisse oder Gegebenheiten konnen jedoch dazu fithren, dass die Gesellschaft ihre Unter-
nehmenstétigkeit nicht mehr fortfithren kann.

e Dbeurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschlief3lich
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschaftsvorfélle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ord-
nungsmaélliger Buchfiihrung ein den tatsdchlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der Ver-
mogens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

e Dbeurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

o fithren wir Priifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prii-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genstandiges Priifungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass
kiinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erértern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Priifung sowie bedeutsame Priifungsfeststellungen, einschlieRlich
etwaiger bedeutsamer Méngel in internen Kontrollen, die wir widhrend unserer Priifung feststel-

43

len.
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Priifung

I. Gegenstand der Priifung

Gegenstand unserer Priifung waren der nach den fiir alle Kaufleute geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB), den ergénzenden Vorschriften fiir Kapitalgesellschaften sowie
bestimmte Personenhandelsgesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB) sowie den weiteren rechtsform-
spezifischen Vorschriften (§ 42 GmbHG) aufgestellte Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchfiihrung fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025, bestehend aus der Bi-
lanz und der Gewinn- und Verlustrechnung sowie dem Anhang, und der Lagebericht fiir dieses Ge-
schiftsjahr. Die Verantwortung fiir die OrdnungsmaéRigkeit von Buchfiihrung, Jahresabschluss und
Lagebericht tragen die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe war es, diese Unter-
lagen einer Priifung dahin gehend zu unterziehen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rech-
nungslegung beachtet worden sind. Den Lagebericht haben wir daraufhin gepriift, ob er mit dem
Jahresabschluss und den bei unserer Priifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Dabei haben wir auch ge-
priift, ob die Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prii-
fung des Lageberichts hat sich auch darauf erstreckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstel-

lung des Lageberichts beachtet worden sind.

Bei unserer Priifung haben wir auftragsgemaf die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG
und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen veroffent-
lichten Priifungsstandard ,,Berichterstattung iiber die Erweiterung der Abschlusspriifung nach

8 53 HGrG“ (IDW PS 720) beachtet.

Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes der Gesellschaft, insbesondere ob
alle Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war gleichfalls nicht Gegenstand des uns
erteilten Auftrags zur Jahresabschlusspriifung.

II. Artund Umfang der Priifung

Ausgangspunkt unserer Priifung war der von KPMG AG Wirtschaftspriifungsgesellschaft, Koln ge-
priifte und mit einem uneingeschrénkten Bestitigungsvermerk versehene Jahresabschluss fiir das
Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024.

Bei Durchfiihrung der Priifung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und die in den Prii-
fungsstandards des IDW niedergelegten Grundsétze ordnungsméfiger Abschlusspriifung beachtet.
Die Abschlusspriifung erstreckt sich nach § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob der Fortbestand des
gepriiften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschéftsfiihrung zuge-

sichert werden kann.
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Hinsichtlich der wesentlichen Elemente unseres risikoorientierten Priifungsansatzes verweisen wir
auf den Abschnitt ,,Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts“ in unserem Bestadtigungsvermerk (vgl. Abschnitt B ,,Wiedergabe des Bestiti-

gungsvermerks®).

Ergénzend geben wir folgende Erlauterungen zu unserem Priifungsvorgehen: Ausgehend von der
Identifikation und Beurteilung der inharenten Risiken fiir den Jahresabschluss und Lagebericht ha-
ben wir uns zunéchst ein Verstdndnis von den fiir die Priifung des Abschlusses relevanten internen
Kontrollen sowie den fiir die Priifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maf3nahmen
der AVG verschafft.

Auf dieser Basis haben wir die Risiken festgestellt, die zu wesentlichen falschen Darstellungen in
der Rechnungslegung fithren konnen und dies bei der Bestimmung unseres weiteren Priifungsvor-
gehens berticksichtigt. Im Priifungsprogramm wurden die Schwerpunkte sowie der zeitliche Ab-
lauf unserer Priifung und die Zusammensetzung des Priifungsteams inklusive des Einsatzes von
Spezialisten festgelegt.

Nachfolgend geben wir einen Uberblick zu den von uns bei der Jahresabschlusspriifung gesetzten

Priifungsschwerpunkten:

¢ Ansatz und Bewertung von Vorriten
¢ Ansatz und Bewertung von Riickstellungen
e Realisierung und Periodenabgrenzung der Umsatzerlose

Ausgehend von unserem Verstandnis der fiir die Priifung des Abschlusses relevanten internen Kon-
trollen haben wir in den Bereichen, in denen die Unternehmensleitung angemessene interne Kon-
trollen zur Begrenzung der Risiken wesentlicher falscher Darstellungen eingerichtet hat, Funktion-
spriifungen durchgefiihrt, um uns von der kontinuierlichen Wirksamkeit dieser Malsnahmen zu

iiberzeugen.

Soweit wir aufgrund der Wirksamkeit der bei der Gesellschaft eingerichteten internen Kontrollen
von der Richtigkeit des zu tiberpriifenden Zahlenmaterials und der zuséatzlichen Angaben im Jah-
resabschluss und Lagebericht ausgehen konnten, haben wir anschlieRend aussagebezogene Prii-
fungshandlungen, d.h. analytische Priifungshandlungen, Einzelfallpriifungen oder eine Kombina-
tion von beidem vorgenommen. Einzelfallpriifungen wurden bei wirksamen Kontrollen auf ein

nach priiferischem Ermessen notwendiges Maf3 reduziert.

Der iiberwiegende Teil der Abschlussposten wurde mit einer Kombination aus Funktionspriifun-

gen und aussagebezogenen Priifungshandlungen gepriift.
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Sofern wir keine Funktionspriifungen vorgesehen haben oder nicht von wirksamen Kontrollen aus-

gehen konnten, haben wir im Wesentlichen aussagebezogene Priifungshandlungen durchgefiihrt.

Im Rahmen der Einzelfallpriifungen von Abschlussposten der Gesellschaft haben wir folgende Un-

terlagen eingesehen:

e Handelsregisterausziige,

e Liefer- und Leistungsvertrége,

e Darlehensvertrige,

e Jahresabschliisse von verbundenen Unternehmen und Beteiligungsunternehmen,
¢ Planungsunterlagen,

e sonstige Geschiftsunterlagen.

Weiterhin haben wir folgende Priifungshandlungen durchgefiihrt:

e Beobachtung der korperlichen Bestandsaufnahme der Vorrate am Standort Koln.

¢ Einholung und Auswertung von Rechtsanwaltsbestédtigungen im Hinblick auf die Erfassung
moglicher Risiken aus bestehenden oder schwebenden Rechtsstreitigkeiten.

¢ Einholung von Saldenbestitigungen zum 31. Dezember 2025 zur Priifung der Forderungen
aus Lieferungen und Leistungen.

e Zur Priifung der geschéftlichen Beziehungen mit Kreditinstituten haben wir uns zum
31. Dezember 2025 Bankbestidtigungen zukommen lassen.

e Bei der Priifung der Pensionsriickstellungen haben uns versicherungsmathematische Gutach-
ten von unabhéngigen Sachverstindigen vorgelegen, deren Ergebnisse wir nutzen konnten.

Aufgrund der Auslagerung wesentlicher Bereiche der Rechnungslegung auf ein Dienstleistungsun-
ternehmen wurden die erforderlichen Priifungshandlungen teilweise durch uns selbst und teil-
weise durch andere Priifer des Dienstleisters durchgefiihrt. Die Ergebnisse der Priifer des Dienst-

leisters wurden von uns zur eigenverantwortlichen Beurteilung des Jahresabschlusses genutzt.

Die Eroffnungsbilanzwerte haben wir daraufthin gepriift, ob sie ordnungsgemaf3 aus dem Vorjah-
resabschluss iibernommen wurden. Wir haben zusétzliche Priifungshandlungen durchgefiihrt, um
eine hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, dass die nicht von uns gepriiften Er6ffnungsbi-

lanzwerte keine wesentlichen falschen Darstellungen enthalten.

Von den gesetzlichen Vertretern und den von ihnen beauftragten Mitarbeitern sind uns alle ver-

langten Aufkldrungen und Nachweise erbracht worden.

Die gesetzlichen Vertreter haben uns die berufsiibliche schriftliche Vollstdndigkeitserkldrung zum

Jahresabschluss und zum Lagebericht erteilt.
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D. Feststellungen zur Rechnungslegung
I. OrdnungsmiRigkeit der Rechnungslegung

1. Buchfithrung und weitere gepriifte Unterlagen

Die Buchfiihrung und das Belegwesen sind nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Be-
langen ordnungsgemd und entsprechen den gesetzlichen Vorschriften. Die aus den weiteren ge-
priiften Unterlagen zu entnehmenden Informationen fithren zu einer ordnungsgemé(3en Abbil-
dung in Buchfiihrung, Jahresabschluss und Lagebericht.

2. Jahresabschluss

Im Jahresabschluss der AVG bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn-
und Verlustrechnung sowie dem Anhang fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum

31. Dezember 2025 wurden die gesetzlichen Vorschriften einschlieBlich der rechtsformspezifi-
schen Vorschriften sowie die Grundsitze ordnungsmaéfiger Buchfiihrung in allen wesentlichen Be-
langen beachtet. Die Bilanzierungsrichtlinien der Stadtwerke Kéln GmbH, K6ln wurden in allen
wesentlichen Belangen eingehalten. Ergdnzende Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages waren

nicht zu beachten.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsgemal(3 aus der Buchfiihrung
und den weiteren gepriiften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die handelsrechtlichen Ansatz-,

Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belangen eingehalten.

Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang sind in allen we-

sentlichen Belangen vollstdndig und zutreffend.

3. Lagebericht

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten.

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften und
vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmafliger Buchfiihrung ein den tat-
sdchlichen Verhiltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft.
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Zum besseren Verstandnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses gehen wir nachfolgend
pflichtgemiR auf die wesentlichen Bewertungsgrundlagen und den Einfluss, den Anderungen in
den Bewertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaltende Manahmen insgesamt auf die Gesamt-
aussage des Jahresabschlusses haben, ein (§ 321 Abs. 2 Satz 4 HGB).

Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Zur Angabe der Bewertungsmethoden der Abschlussposten verweisen wir auf den Anhang. Nach
unseren Feststellungen sind die angewandten Bewertungsmethoden sachgerecht und erfiillen die

maldgebenden Rechnungslegungsgrundsitze.
Sachverhaltsgestaltende Maf3nahmen

Die AVG-Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéln mbH ist die Cash-Pool-fithrende
Muttergesellschaft. Im Rahmen des Cash-Pools werden die Guthaben auf Bankkonten t4glich {iber-
tragen bzw. Sollsalden ausgeglichen. Die Verzinsung der Cash-Pool-Konten lag im Berichtsjahr fiir
Forderungen bei durchschnittlich 2,7 % p.a. (Vorjahr -1 % p.a.) und fiir Verbindlichkeiten bei
durchschnittlich 2,1 % p.a. (Vorjahr -1,2 % p.a.).

Die Gesellschaft ist zudem in den konzerninternen Verrechnungsverkehr des Stadtwerkekonzerns
eingebunden. Grundlage hierfiir ist eine Rahmenvereinbarung, welche die Verrechnung konzern-

interner Forderungen und Verbindlichkeiten sowie die Zahlungsabwicklung regelt.
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E. Feststellungen gemil § 53 HGrG

Bei unserer Priifung haben wir auftragsgemal$ die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG
sowie IDW PS 720 (Berichterstattung {iber die Erweiterung der Abschlusspriifung nach § 53 HGrG)
beachtet. Dementsprechend haben wir auch gepriift, ob die Geschifte ordnungsgemaéf, d.h. mit
der erforderlichen Sorgfalt und in Ubereinstimmung mit den einschlégigen handelsrechtlichen
Vorschriften, den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und der Geschéftsordnung fiir die Ge-
schaftsfithrung, gefithrt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 3 (Fragenkatalog zur
Priifung nach § 53 HGrG) dargestellt. Uber diese Feststellungen hinaus hat unsere Priifung keine
Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung fiir die Beurteilung der OrdnungsmaRigkeit

der Geschéftsfiihrung von Bedeutung sind.
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F. Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht {iber die Priifung des Jahresabschlusses der AVG Abfallentsorgungs- und
Verwertungsgesellschaft K6ln mbH, Koln, fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis

31. Dezember 2025 und des Lageberichts fiir dieses Geschiftsjahr erstatten wir in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsitzen ordnungsméRiger Er-
stellung von Priifungsberichten (IDW PS 450 n.F. (10.2021)).

Der von uns erteilte Bestdtigungsvermerk ist in Abschnitt B unter ,Wiedergabe des Bestatigungs-

vermerks“ enthalten.

Essen, den 22. Mai 2026

PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftspriifungsgesellschaft

pwc signed by 3
digitally signed
. . £ @@Y” %@Q
Matthias Krébber ppa. Jan Demmer Wkpurt B ¢
Wirtschaftspriifer Wirtschaftspriifer Cigniederlass™

DEE00170558.1.1



pwe

Anlagen



PwC Anlagen

Anlagenverzeichnis

I. Lagebericht fiir das Geschéaftsjahr 2025
II. Jahresabschluss fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025
1. Bilanz zum 31. Dezember 2025
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Lagebericht
fur das Geschaftsjahr 2025

Grundlagen des Unternehmens

Die am 23.06.1992 gegriindete AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesell-
schaft Kdln mbH (nachfolgend AVG Kdln) ist nach ihrem satzungsgemafen Zweck
sowie aufgrund der mit der Stadt KoIn geschlossenen Vertrage zustandig fur Pla-
nung, Bau und Betrieb von Einrichtungen der Entsorgungswirtschaft. Entspre-
chend dieser Zweckbestimmung hat die AVG Kdln im Geschaftsjahr 2025 fol-
gende Aufgabenschwerpunkte zu verzeichnen:

e Betrieb der Restmullverbrennungsanlage einschlieflich der vorgeschalteten
Homogenisierungsanlage (RMVA)

e Betrieb der Deponie Vereinigte Ville

e Zusammenarbeit mit den Tochtergesellschaften fur Kompostierung und Verga-
rung, fir die Behandlung und Verwertung von Altholz, Baumisch- und Gewerbe-
abfallen, Papieraufbereitung sowie zur Erbringung von Instandhaltungs- und
Logistikleistungen

Bedeutsame Leistungsindikatoren

Die betriebswirtschaftliche Steuerung der AVG Koln ist weiterhin in erster Linie auf
das Jahresergebnis (Jahresuberschuss) ausgerichtet, also den Unternehmensge-
winn nach Abzug aller Steuern. Weitere mafigebliche Leistungsindikatoren stellen
die Verfugbarkeiten der betriebenen Anlagen zur Sicherstellung der Entsorgungssi-
cherheit der Stadt Koln dar. Auf diese Leistungsfaktoren wird in den Abschnitten
»Wirtschaftsbericht“ sowie ,Prognosebericht“ naher eingegangen.

Wirtschaftsbericht

Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen

Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland im Kalenderjahr 2025 war von Stag-
nation bzw. geringem Wachstum gepragt. Eine erhoffte deutliche Konjunkturerho-
lung in Industrie, Gewerbe und Bauwirtschaft Idsst auch im Kalenderjahr 2025 wei-
terhin auf sich warten. Zusatzlich sorgte die gedruckte Verbraucherstimmung und
die Sorgen um Arbeitsplatzsicherheit bei den privaten Haushalten fur ein eher noch
zuruckhaltendes Konsumverhalten. Hohe Energiekosten, schwacher Export, Fach-
kraftemangel sowie hohe Arbeitskosten sind im Wesentlichen verantwortlich fur die
schwierige Wirtschaftslage. Trotz der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und
des im Markt insgesamt geringen Abfallaufkommens waren viele Verbrennungsan-
lagen in Deutschland dennoch sehr gut ausgelastet. Hierflr verantwortlich waren
geringe Anlagenverfugbarkeiten durch hohe durchschnittliche Verbrennungsheiz-
werte (Grund: geringe Nachfrage der Zementwerke nach heizwertreichen Brennstof-
fen) sowie viele auBerplanmafige Stillstande einzelner Anlagen im Markt. Diese
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Marktsituation war ursachlich fur das weiterhin stabile Preisniveau des Kalender-
jahres 2025.

Geschaftsverlauf und Rahmenbedingungen

Im Geschaftsjahr 2025 wurde die RMVA Koln von der AVG Koln im genehmigten
Regelbetrieb betrieben.

Die geplanten Stillstandzeiten entstanden durch die Revisionen an den Linien 1
und 3. Im Rahmen der Revisionen wurde neben den Ublichen Reparaturarbeiten
vor allem weiter an der Umsetzung von geplanten Cladding-Manahmen gearbei-
tet. Dies galt insbesondere auch fiir MaBnahmen an den Sammlern und den Uber-
hitzern. Nach 27 Jahren Betriebszeit wurde auflerdem die Kaminbeschichtung er-
neuert.

Der Verschmutzungsgrad der Kessel war trotz der zweijahrigen Reisezeit zwischen
den Revisionen nur etwas erhoht, und die Ausmauerungsschaden waren eher ge-
ring.

Die RMVA erreichte unter der BerUcksichtigung der Stillstandzeiten eine ver-
gleichsweise hohe Verfugbarkeit. Es wurden 689.723 Tonnen (Vorjahr 702.686
Tonnen) Abfalle verbrannt.

Die bei der Verbrennung gewonnene Warme wurde dazu genutzt, 312.630 MWhel
(Vorjahr 263.847 MWhel) Strom und 457.966 MWhth (Vorjahr 453.009 MWhth)
Ferndampf zu erzeugen. Nach Abzug des Eigenverbrauchs wurden 333.649
MWhel (Vorjahr 284.936 MWhel) Energie in Form von Strom und Dampf an die
RheinEnergie AG veraufiert und in das Netz der RheinNetz GmbH eingespeist.

Die vorbeugende und begleitende Wartung und Instandhaltung sicherte auch im
Jahr 2025 eine stabile Verfugbarkeit der Anlage.

Die Emissionsdaten der RMVA lagen im Jahr 2025 wieder deutlich unter den ge-
setzlichen Vorgaben wie auch unter den strengeren Genehmigungswerten. Die
Veroffentlichung dieser Daten erfolgte im April 2026 in den Kdlner Tageszeitungen
sowie auf der Homepage der AVG Kaln.

Deponie Vereinigte Ville

Die Deponie ist Eigentum der Stadt Koln, wird aber seit 1998 durch die AVG KdIn
betrieben. Seit Mitte 2005 wird die Deponie Vereinigte Ville als Mineralabfalldepo-
nie der Deponieklasse Il gefuhrt, nachdem sie vorher Uber Jahrzehnte als klassi-
sche Siedlungsabfalldeponie diente.

Auch im Geschaftsjahr 2025 wurden auf der Deponie Vereinigte Ville ganzjahrig
mineralische bzw. inerte Abfalle verwertet und beseitigt.
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Im Jahr 2025 wurden durch die AVG Koln am Standort Vereinigte Ville rund
392.000 Tonnen mineralische Abfalle entsorgt. Davon wurden rund 80.000 Ton-
nen Rostasche im sog. Tonbandeinschnitt abgelagert. Von den Ubrigen rd.
312.000 Tonnen wurden der eigenen Deponie zur Beseitigung (246.000 Tonnen)
zugefuhrt und (66.000 Tonnen) in Deponiebaumafinahmen verwertet. Die Ge-
samtanliefermenge lag damit etwa 19 % unter dem Vorjahresniveau. Damit wird
dem zunachst so angestrebten Mengenrickgang Rechnung getragen, da eine Eini-
gung mit den Deponienachbarn zum weiteren Volumenerwerb weiterhin noch of-
fen ist.

Die Vermarktung der Deponiekapazitat verlauft daher nach wie vor restriktiv. Da-
mit wird dem Umstand entsprochen, dass die Restlaufzeit der Deponie im heuti-
gen Ausbauzustand trotz zwischenzeitlich erteiltem Planfeststellungsbeschluss
zum langfristigen Weiterbetrieb begrenzt ist und die geplante Erhdhung der Kapa-
zitaten einen Vorlauf von mehreren Jahren bendtigt. Diese Vorgehensweise ist bis
zur vollstandigen Umsetzung des Weiterbetriebsprojektes notwendig.

Ein Grofdteil der angenommenen Abfalle wurde in der Rostascheaufbereitungs-
und Abfallkonditionierungsanlage (RAKA) am Standort behandelt und anschlie-
end abgelagert. Die RAKA (erstmals unter der Betriebsfihrung der AVG-
Ressourcen) hatte im Jahr 2025 einen Gesamtdurchsatz von rund 192.000 Ton-
nen.

In der Rostascheaufbereitungsanlage wurden rund 174.000 Tonnen Rostaschen
aus der Restmullverbrennungsanlage der AVG in Kéln behandelt, sowie rund
18.000 Tonnen staubiger mineralischer Abfalle unterschiedlicher Herkunftsberei-
che in der Konditionierungsanlage aufbereitet.

Der zum 01.01.2026 vollzogene Wechsel der Betriebsfuhrung der RAKA von der
MAV Krefeld zur AVG-Ressourcen GmbH wurde erfolgreich abgeschlossen.

Das Genehmigungsverfahren zum Weiterbetrieb des gesamten Deponiestandortes
konnte mit dem zwischenzeitlich bestandskraftigen Planfeststellungsbeschluss
am 20.09.2023 erfolgreich abgeschlossen werden. Hierzu hatte die AVG Koln im
Auftrag der Stadt Kéln gemeinsam mit den Deponienachbarn entsprechende Ge-
nehmigungsantrage im Oktober 2021 eingereicht. Der Planfeststellungschluss er-
moglicht einen langfristigen Weiterbetrieb der Deponie fur mehr als 60 Jahre.

Diesbezugliche Vorlaufmafnahmen (z.B. Abdichtungen, gedndertes Monitoring)
gehen nun in die Ausfuhrungsplanung. Eine bauliche Umsetzung der Planfeststel-
lung ist aber nur moglich, wenn die Stadt Kdln als Eigentimerin der Deponie je an-
teilig Flachen auf Grundsticken der Deponienachbarn nutzen kann und das dort
verfugbare Volumen fur die kunftige Ablagerung von Abfallen erwirbt.

Im Jahr 2025 wurden rund 196.000 m3 Deponiesickerwasser behandelt und ent-
sorgt, etwa 1,0% weniger als im Vorjahr. Vom anfallenden Sickerwasser konnten in
der biologischen Sickerwasserreinigungsanlage (SWRA) der Deponie knapp
196.000 m3 (2024: 199.000 m3) vorbehandelt und anschlieflend zur Endbehand-
lung an die Klaranlagen der Abwassergesellschaft Knapsack weitergeleitet wer-
den.

Lagebericht fiir das Geschéftsjahr 2025



AVG-Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Koln mbH

2.3

Die erfasste Deponiegasmenge lag im Jahr 2025 leicht unterhalb des Niveaus des
Vorjahres aber 6% uber dem Planwert. Es wurden rund 15.800 MWh elektrischen
Stromes in das 6Offentliche Netz eingespeist (16.700 MWh in 2024). Die Erldse
Uberschritten ebenfalls das geplante Niveau.

Tochtergesellschaften

Die AVG Koln halt zur Erledigung ihrer vertragsgemafien Aufgaben die Geschafts-
anteile folgender Tochterunternehmen:

AVG Kompostierung GmbH

AVG Ressourcen GmbH

AVG Service GmbH

AVG Logistik GmbH (neu ab 01.01.2025)

An die AVG-Mutter wurden in 2025 von ihren Tochtergesellschaften die in 2024
erwirtschafteten Gewinne ausgeschuttet. Damit erzielte die AVG-Mutter Beteili-
gungsertrage von rund 9.521 T€ (Vorjahr rund 9.807 T€).

Damit wurde das Beteiligungsergebnis des Vorjahres leicht unterschritten, lag
aber dennoch deutlich Gber dem Plan.

Darstellung der Ertragslage

Die Umsatzerlése aus den Verbrennungsentgelten sind deutlich angestiegen, weil
der Selbstkostenerstattungspreis durch die Kosten fur die CO-. Abgaben nach dem
Bundesemissionshandelsgesetz (BEHG) und héhere Abschreibungskosten fur Er-

satzinvestitionen das Entgelt stark belasten.

Des Weiteren sind durch die gefallenen Preise fur die Stromvermarktung an der
Leipziger Stromborse Nebenerlose weggefallen, die im Vorjahr das Verbrennungs-
entgelt noch gemindert hatten.

Beim Materialaufwand sind ebenfalls die hdheren Aufwendungen fur die CO-. Ab-
gaben nach dem Bundesemissionshandelsgesetz (BEHG) hauptverantwortlich fur
den deutlichen Anstieg.

Die AVG-Gruppe hat sich aber auch im Jahr 2025 trotz weiter anhaltender Krisen-
stimmung mit daraus resultierenden Folgewirkungen insgesamt gut behauptet.

Die stadtischen Haus- und Sperrmillmengen gingen im Vergleich zum Vorjahr
leicht um 1,2 % zurlck. Das Gewerbeabfallaufkommen zeigte sich stabil, aber auf-
grund der hoheren Heizwerte konnten rund 2,1% weniger Tonnage angenommen
werden.
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Durch die erfolgreiche Vertriebstatigkeit der Tochtergesellschaft AVG Ressourcen
GmbH aber auch durch die Akquise von Abfallmengen aus dem EU-Ausland
konnte die Auslastung der RMVA in 2025 gesichert werden.

Bei den Bio- und Grunabfallmengen war die Mengenentwicklung gegentber dem
Vorjahr insgesamt leicht racklaufig (- 1.800 Tonnen). Dabei lagen die stadtischen
Bioabfallmengen um 3.000 Tonnen unter dem Vorjahr, bei den stadtischen Grin-
schnittmengen hingegen mit 100 Tonnen leicht tber dem Vorjahr und bei den Zu-
liefermengen aus Kolner Garten- und Landschaftsbaubetrieben und Container-
diensten 1.100 Tonnen Uber dem Vorjahr.

Im Bereich des Deponiebetriebes lag die Mengenentwicklung - z.T. konjunkturbe-
dingt, aber auch zur weiteren Schonung des Deponievolumens insgesamt unter
dem geplanten Niveau. Die Deckungsbeitrage aus den realisierten Umsatzen
reichten nicht aus, die Stadt von ihrer Verpflichtung zur Erstattung von nicht ge-
deckten Betriebskosten fur das Wirtschaftsjahr 2025 frei zu stellen. Der Erstat-
tungsbetrag lag dabei aufgrund der insgesamt niedrigeren Betriebskosten deutlich
unter dem im Rahmen der jahrlichen Vorkalkulation ermittelten Abschlagsbetrag.

Durch erfolgreiche Akquisitionsarbeit der AVG Ressourcen GmbH wurden Anliefer-
mengen fur die RMVA und die Deponie gesichert.

Nachdem die Anliefermenge aus dem stadtischen Haus- und Sperrmull im Jahr
2024 insgesamt wieder angestiegen sind, ging die Menge in 2025 im Vergleich zu
2024 leicht um rund 3.700 Tonnen (1,2%) auf 292.800 Tonnen zurlck. Der Plan-
ansatz fur 2025 mit einer erwarteten Anliefermenge von 289.000 Tonnen wurde
trotz dieses leichten Ruckgangs um 3.800 Tonnen (1,3 %) Ubertroffen.

Das Verbrennungsentgelt fir die kommunalen Mengen der Stadt Koln lag mit
129,45 € je Tonne um 32,64 € Uber dem Vorjahreswert von 96,81 €. Die Haupt-
grinde flr diesen deutlichen Anstieg waren gesunkener Energieerldse, die als Ne-
benerlése mit den Aufwendungen flr die Verbrennung verrechnet werden, sowie
héhere Kosten fur CO2-Zertifikate (Preissteigerung um 10 € je Tonne CO2) und die
aufgrund der Investitionstatigkeit hdheren Abschreibungskosten.

Nachdem die Gesamtinstandhaltungsaufwendungen im Vorjahr 2024 auch deut-
lich angestiegen waren, folgte im abgelaufenen Jahr 2025 ein weiterer Anstieg um
6,6 %. Dabei entfallen die Kostensteigerungen vor allem auf zugekauftes Material
und Dienstleistungen und bei den Dienstleistungen im Wesentlichen auf die im-
mer teurer werdenden Wartungsvertrage. Der gesamte Instandhaltungsaufwand
lag in 2025 damit erstmals auch wieder leicht mit 1,8 % Uber dem Planansatz.

Der Vergutungsaufwand fur Personal stieg im Vergleich zum vorigen Geschéaftsjahr
um 3,5 %. Die Hauptursache dafur war neben den tariflichen Eingruppierungs- und
Stufensteigerungen der Tarifabschluss fur den 6ffentlichen Dienst, der doch recht
deutliche Lohnsteigerungen gebracht hatte. Die Aufwendungen fur die Pensions-
ruckstellungen fielen im Vergleich zum Vorjahr dagegen niedriger aus. Die AVG
KdIn beschaftigte im Jahresdurchschnitt ohne die Auszubildende 241 Mitarbei-
tende.

Die Belastung durch Stromsteuern bleibt unverandert hoch. Die Generalzolldirek-
tion vertritt nach wie vor die Auffassung, dass bei Mullverbrennungsanlagen die
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Stromerzeugung nicht Hauptzweck sei, sondern nur Nebenzweck und damit die
Stromsteuerbefreiung fur Strom zur Stromerzeugung weitestgehend entfalle.

Diese geanderte Auslegung ist erfolgt, obwohl es dazu keine diesbeziglichen Ge-
setzesanderungen gegeben hat. Die Musterklageverfahren sind weiterhin anhan-
gig, und deren Ausgang bleibt abzuwarten.

Das Ergebnis der AVG Koln betragt vor Steuern und vor der Berucksichtigung der
sonstigen Steuern rund 33.179 T€ (Vorjahr: 35.095T€).

Die Gewinn- und Verlustrechnung schlieft mit einem Jahresuberschuss in Hohe
von rund 24.492 T€ (Vorjahr: 25.670 T€).

Darstellung der Finanz- und Vermédgenslage

Die Finanzlage der AVG Koln bleibt weiter gesichert. Das bestehende Anlagever-
modgen ist zu einem grofRen Teil aus dem hohen Bestand an Eigenkapital und mit
langfristigem Fremdkapital finanziert. Um eventuellen Liquiditdtsengpassen vorzu-
beugen, besteht eine entsprechende Kontokorrentlinie. Die Eigenkapitalquote vor
der Ergebnisverwendung liegt bei rund 37 %. Bestehende Risiken sind durch Rlck-
stellungen abgesichert.

Die Liquiditatsausstattung der AVG Koln war zu jeder Zeit ausreichend gesichert.
Aufgrund hoher Liquiditatsabflisse fur Investitionen ging aber trotz der Mittelzu-
flusse aus Kreditaufnahmen in Héhe von 19.000 T€ der Bestand an Finanzmitteln
bei den Banken um 3.151 T€ zurick. Mit insgesamt 20.267 T€ war aber eine aus-
reichende Ausstattung zur Deckung der kurz- und mittelfristigen Verbindlichkeiten
jeder Zeit gegeben. Aufgrund der Gesamtsituation und durch den spaten Auszah-
lungstermin steht einer Vollausschuttung des Ergebnisses 2025 in Hohe von
24.492 T€ im September 2026 nichts entgegen.

Die AVG Koln finanziert groflere Investitionsvorhaben aber weiterhin grundsatzlich
durch langfristige Kredite, die planmafig getilgt werden. Zur Finanzierung der
langfristigen Investitionen bestehen zum Bilanzstichtag Kreditverpflichtungen in
Hohe von rund 43.113 T€. Das Anlagevermogen stieg durch die getatigten Investi-
tionen um 19.353 T€. Dabei wurden planméafiige Abschreibungen in Hoéhe von
7.779 T€ berlcksichtigt.

Zugange beim Anlagevermodgen bei den Anlagen im Bau gab es im Wesentlichen
fur die ,Erneuerung der Krananlagen (rund 4.400 T€). Daruber hinaus erfolgten
Zugange bei den Sanierungsvorhaben in den Kesseln (600 T€), in der Abgasreini-
gung (200 T€) und den Schaltanlagen (900 T€) sowie flur die ,neue Rostascheauf-
bereitungs- und Konditionierungsanlage auf der Deponie Vereinigte Ville“ (4.300
T€) und beim beim Projekt ,E-Lade-Infrastruktur (1.000 T€).

Weitere Zugange gab es im Bereich der EDV-Software mit rund 100 T€ und bei
den Betriebsvorrichtungen bzw. den maschinellen Anlagen der RMVA mit insge-
samt rund 13.700 T€. Bei den Gebauden, den Auflenanlagen und der Betriebs-
und Geschaftsausstattung betrugen die Zugange in 2025 rund 1.200 T€.
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Im Zusammenhang mit dem Kauf der AVG Logistik GmbH (vormals Georgi Abfalllo-
gistik GmbH) von REMONDIS erfolgte eine Kapitaleinlage in die neue Gesellschaft,
AVG Logistik, in H6he von rund 3.000 T€.

Das Umlaufvermodgen ist in der Gesamtsumme stichtagsbedingt im Vergleich zum
Vorjahr um 5.692 T€ (10,2 %) gesunken. Dieser deutliche Ruckgang resultiert im
Wesentlichen aus dem Ruckgang bei den Forderungen und den sonstigen Vermo-
gensgegenstanden. Durch den Kauf von CO» - Zertifikaten fir die nach dem BEHG
zu entrichtenden Abgaben fur den Ausstofd von CO2, der beim Mullverbrennungs-
prozess entsteht und durch die deutlich gestiegenen Mittelabflisse aus der Inves-
titionstatigkeit der AVG in 2025 gingen die Guthaben bei den Banken aber auch
auf dem Konzernverrechnungskonto bei den Stadtwerken (Forderungen) deutlich
zuruck. Angestiegen ist hingegen der Bestand an CO2 - Zertifikaten.

Der Wert fir die Bestande an Ersatzteilen stieg im Wesentlichen wegen der
Beschaffungen fur die Anfang 2026 anstehenden Revisionen um rund 650 T€
(6,9 %) an.

Die Forderungen gegenuber den verbundenen Unternehmen zum Bilanzstichtag
sanken im Vergleich zum Vorjahr um 4.025 T€. Hierfur war vor allem der Ruck-
gang an liquiden Mitteln auf dem Konzernverrechnungskonto bei den Stadtwerken
Koln verantwortlich.

Die sonstigen Vermogensgegenstande sanken ebenfalls im Wesentlichen durch
den Ruckgang bei den Anzahlungen fur den Erwerb von Deponievolumen auf einer
Nachbardeponie in Hohe von 334 T€ sowie dem Ruckgang bei den Steuerruckfor-
derungen in Hohe von 174 T€.

Die Guthaben bei den Banken ging im Vergleich zum Vorjahr um 3.152 T€ auf
20.274 T€ zuruck.

Die Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten sind im Vergleich zum Vorjahr um
15.678 T€ auf 43.113 T€ gestiegen. Dies hangt mit der Auszahlung von Krediten
zusammen, die im Laufe des Wirtschaftsjahres 2025 fur die grofleren Investitions-
projekte ,Kransanierungen“ und ,Bau einer Rostascheaufbereitungsanlage” er-
folgt sind.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, die zum Bilanzstichtag
31.12.2024 u.a. durch einen Kaufvorgang von Deponievolumen einen doch recht
hohen Bestand auswiesen (9.312 T€) ist der Bestand zum Bilanzstichtag
31.12.2025 mit 2.671 T€ wieder eine Ubliche Gréf3enordnung.

Die sonstigen Verbindlichkeiten gegenuber der Stadt Kdln weisen hingegen mit
7.806 T€ einen vergleichsweise hohen Bestand aus. Dies ist auf Abschlagszahlun-
gen der Stadt KoOIn zurlckzufUhren, die im Zusammenhang mit den Investitionen
auf der Deponie Vereinigte an die AVG geleistet wurden.
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Cashflow aus operativer Tatigkeit:

Fur die Finanzierung des Geschafts standen der AVG Muttergesellschaft im Be-
richtsjahr ausreichende MittelzufllUsse aus der laufenden Geschéaftstatigkeit zur
Verfugung.

Entsprechend des angewandten Deutschen Rechnungslegungsstandards Nr. 21
ergibt sich ein Cashflow aus der laufenden Geschéaftstatigkeit in Hohe von 30.580
T€ (Vorjahr: 29.857 T€).

Insgesamt stieg damit der Cashflow aus der Geschaftstatigkeit leicht um (+723 T€).

Die Veranderung der Kennzahl resultiert im Wesentlichen aus dem leichten Ruck-
gang des Periodenergebnisses (-1.178 T€) bei gleichzeitig deutlicher gestiegenen
Abschreibungen (+ 1.788 T€). Gestiegene Vorraten resultieren aus der Beschaffung
der verteuerten CO> - Zertifikate (+ 2.620 T€). Die Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen gingen stichtagsbedingt deutlich zurlck. Eine Abnahme bei den
Forderungen resultierte in der Hauptsache aus dem Ruckgang bei der Konzernver-
rechnung mit dem Gesellschafter Stadtwerke und da aus den preisbedingt gesun-
kenen Umsatzerldse aus dem Energieverkauf an die Rheinenergie.

Cashflow aus Investitionstatigkeit:

Die Auszahlungen fUr Investitionen in das Sachanlagevermogen beliefen sich im
Geschaftsjahr 2025 auf 26.882 T€ (Vorjahr: 12.754 T€). Dartber hinaus wurden
101 T€ (Vorjahr: 341 T€) in immaterielle Vermogensgegenstande investiert.

In das Finanzanlagevermogen investierte die AVG 3.004 T€ (Vorjahr O T€). Hier
wurde eine Kapitaleinlage in die neue Tochtergesellschaft AVG Logistik geleistet.
Die Ertrage aus den Finanzanlagen beliefen sich auf 9.521 T€ (Vorjahr 9.807 T€).
Die Einzahlungen aus erhaltenen Zinsen betrugen 244 T€ (Vorjahr: 711 T€).

Der Cashflow aus der Investitionstatigkeit betrug somit 23.150 T€ (Vorjahr: 2.597
T€). Die Steigerung resultiert aus den deutlich gestiegenen Auszahlungen in das
Sachanlagevermogen, die nur zum Teil mit Kreditaufnahmen finanziert wurden.

Cashflow aus Finanzierungstatigkeit:

Im Geschaftsjahr 2025 erfolgten Auszahlungen aus den Kreditaufnahmen in Hohe
von 18.900 T€ (Vorjahr 3.500 T€). Fur die Tilgungen wurden 3.221 T€ (Vorjahr
3.222 T€) aufgewendet. Die Zinszahlungen betrugen 590 T€ (Vorjahr: 668 T€)

Die Auszahlungen an die Unternehmenseigner betrugen 25.670 T€ (Vorjahr:
26.237 T€).

Der Cashflow aus der Finanzierungstatigkeit belief sich insgesamt auf -10.581 T€
(Vorjahr: -26.627 T€).

Insgesamt ergab sich eine zahlungswirksame Verminderung des Finanzmittel-
fonds um 3.152 T€ (Vorjahr: 633 T€).
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Der Bestand des Finanzmittelfonds zum Ende des Wirtschaftsjahres betragt damit
bei 20.274 T€ (Vorjahr: 23.426 T€). Die Veranderung resultiert in Hauptsache aus
der geleisteten Kapitaleinlage in die AVG Logistik.

3. Chancen und Risiken

Die AVG Koln muss sich weiterhin in ihren Kerngeschaften mit den Marktrisiken
auseinandersetzen. Die schwierige konjunkturelle Situation, hohe Energiepreise
und der Fachkraftemangel stellen trotz der wieder niedrigeren Inflationsentwick-
lung eine gesamtwirtschaftliche Belastung dar. Zusatzlich kbnnen die geopoliti-
schen Konflikte (z.B. Iran / Nahost Konflikt) erhebliche Auswirkungen auf globale
Lieferketten und Energiepreise haben, die sich ebenfalls insgesamt negativ auf
die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland auswirken kénnen. Die daraus flur
die AVG Kdln resultierenden Risiken sind spUrbar, werden aber flr die Abfallwirt-
schaft aktuell immer noch als gering eingestuft.

In Folge der diversen Krisen bleiben die zusatzlichen Belastungen fur Burger und
Burgerinnen sowie fur die Unternehmen hoch. Auch wenn die Inflation zurtckge-
gangen ist, werden staatlicherseits weiter steigende Abgaben auf Brennstoffe, wie
z.B. die CO2-Abgabe erhoben, diese dampfen die Erwartungen auf eine baldige
wirtschaftliche Erholung. Die daraus spurbaren Auswirkungen auf die Abfallwirt-
schaft gilt es unter Risikogesichtspunkten aufmerksam zu beobachten.

Der Entsorgungsvertrag mit der Stadt KOIn sichert der AVG Koln die Andienung der
stadtischen Haus- und Sperrmulimengen sowie eines Grofdteils der stadtischen Bi-
oabfalle. Dieser Vertrag wurde Ende des Jahres 2023 um weitere 10 Jahre bis
Ende 2035 verlangert. Der geltende Abfallwirtschaftsplan NRW bietet der AVG
Kéln zudem weiterhin Chancen, sich an Ausschreibungen von kommunalen Haus-
und Sperrmullmengen zu beteiligen.

GemafR aktuellem Abfallwirtschaftskonzept der Stadt Koln wird die getrennte
Sammlung von biogenen Abfallen und anderen Wertstoffen noch weiter intensi-
viert werden. Inwieweit hier in der Folge bei der thermischen Verwertung die Haus-
mullmengen sinken und durch zusatzliche andere Abfalle kompensiert werden
mussen, bleibt weiter abzuwarten.

Die Mullverbrennungsanlagen in Nordrhein-Westfalen waren insgesamt auch in
2025 trotz der diversen Krisen gut ausgelastet. Ebenfalls blieb das Aufkommen an
mineralischen Abfallen zur Deponierung weitestgehend stabil. Dies wird vorsichtig
auch fir das Geschaftsjahr 2026 erwartet.

Mit dem Wartungskonzept der vorbeugenden Instandhaltung und durch die redun-
dante Auslegung vieler Anlagenkomponenten ist die AVG Koln mit Blick auf mogli-
che Anlagenausfalle ebenfalls gut aufgestellt. Das Risiko aus moéglichen Anlagen-
ausfallen wird daher, auch bedingt durch die planmafigen Sanierungsvorhaben
von Anlageteilen, weiterhin als sehr gering eingestuft.

Die AVG setzt sich intensiv mit moglichen Cyberrisiken auseinander. Da die AVG
mit ihren Anlagen Restmullverbrennung und Kompostierung mit Inkrafttreten der
4. KRITIS-Verordnung unter den , KRITIS-Geltungsbereich fallt, wurde ein ,Infor-
mation Sicherheit Managementsystem (ISMS)“ aufgebaut. In 2025 wurde hier
auch eine Zertifizierung erreicht. Zusatzlich ist die deutsche Umsetzung der NIS-2-
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Richtlinie (NIS2UmsuCG) am 6. Dezember 2025 in Kraft getreten, wodurch das er-
weiterte IT-Sicherheitsgesetz verbindlich wurde. Dies bedeutet fur die AVG, dass
nun noch weitere Bereiche der AVG-Gruppe, z.B. die Office-IT, mit in den Fo-
kus rucken. Das Risiko, dass durch einen Cyberangriff die Anlagen der AVG ausfal-
len, wird unter Betrachtung der aktuell bereits bestehenden Manahmen und Re-
geln aber weiterhin noch als eher gering bewertet.

Die AVG Koln betreibt weiterhin ein Prozess begleitendes Risikomanagement.
Mégliche Risiken werden aufgenommen, untersucht und bewertet. Nach dem Er-
gebnis der Risikobewertung in 2025 sind sowohl fir das laufende Jahr 2026 wie
auch fir die kommenden Geschaftsjahre keine bestandsgefahrdenden Risiken zu
erkennen.

Das Risikomanagement wird kontinuierlich fortgesetzt.

4. Prognosebericht

Die Auslastung der Anlagen erscheint aufgrund der aktuellen Marktsituation trotz
der vielen negativen Einflisse derzeit gesichert. Die AVG profitiert auch aktuell
wieder von Ausfallen in anderen Verbrennungsanlagen. Die Volatilitat der Markte
erfordert jedoch auch kunftig eine hohe Flexibilitat bei den Akquisebemuhungen.
Die heute noch recht robuste Marktlage kann sich sehr schnell andern. Daher wird
sich die AVG Koln weiterhin um Gewerbeabfallmengen, Mengen aus dem europai-
schen Ausland sowie um kommunale Abfalle Dritter bemuhen.

Diese Akquisitionsstrategie soll der AVG Koln auch weiterhin den Erfolg sichern.
Daher geht die Planung bei einer mit dem Jahr 2025 vergleichbaren Verfugbarkeit
der Anlagen fur 2026 von einem JahresUberschuss von 14.275 T€ nach Steuern
aus.

Im Hinblick auf die Energieerlése flur 2026 geht die Planung von einer weiteren Ab-
schwachung aus. Neben dieser Entwicklung bei der Stromvermarktung fuhrt auch
die geltende CO2-Abgabe bei der Mullverbrennung zu héheren Verbrennungsent-
gelten. Eine Kompensation durch héhere Stromerldse wird es in 2026 nicht ge-
ben. Zudem wurde die CO2-Abgabe fur 2026 auch noch um bis zu 10 € je Tonne
erhoht. Weitere Steigerungen der CO2- Abgabe sind bereits gesetzlich verankert.
Daher bleibt der Ausblick in die Zukunft eher eingetribt. Dies durfte sich nach der
Einbeziehung der Mullverbrennungsanlagen in den europaischen Treibhausgas-
Emissionshandel noch weiter verscharfen.

Fur die Deponie Vereinigte Ville wird auch im Wirtschaftsjahr 2025 die Aufgabe
der Akquisition von inerten/mineralischen Abfallen von der Tochtergesellschaft
AVG Ressourcen GmbH wahrgenommen. Durch den Betrieb der Rostascheaufbe-
reitungs- und Konditionierungsanlage werden auch im kommenden Jahr zusatzli-
che Mengen fur die Deponie gesichert. Daruber hinaus wird das Blockheizkraft-
werk mit seiner wirtschaftlichen und effizienten Verwertung des Deponiegases
ebenfalls weiter zusatzliche Deckungsbeitrage erwirtschaften.

Die BemUhungen zusammen mit den beiden Deponienachbarn zur Nutzbarma-
chung weiteren Deponievolumens werden fortgesetzt. Die deutliche Erhdhung des
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verflugbaren Restvolumens nach Mafdgabe des bestandskraftigen Planfeststel-
lungsbeschlusses vom 20.09.2023 bildet die Basis fur den langfristigen Weiterbe-
trieb der Deponie fur mehr als 60 Jahre. Weitere konkrete Rahmenbedingungen
zum Weiterbetrieb der Deponie befinden sich immer noch in der finalen Abstim-
mung mit dem Eigentimer der Deponie Vereinigte Ville, der Stadt Koln. Eine Eini-
gung mit den Deponienachbarn zum weiteren Volumenerwerb ist ebenfalls weiter-
hin offen.

Ob die allgemein unsichere weltwirtschaftliche Entwicklung und die bekannten Ri-
sikofaktoren Inflation, den andauernden Auswirkungen des Ukrainekrieges und
der weiterhin unsicheren Situation in Nahost, dem Klimawandel und der Energie-
wende zu grofleren Nachteilen fur die Abfallwirtschaft fUhren werden, bleibt abzu-
warten.

Zusammenfassend beurteilt die Geschaftsfuhrung die wirtschaftliche Lage der
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Aufstellung des Lageberichts als stabil. Die im Vor-
jahr prognostizierten Ziele konnten im Wesentlichen erreicht bzw. Gbertroffen wer-
den. Bestandsgefahrdende Risiken sind aktuell nicht erkennbar.

Die AVG Koln darf sich erneut ganz besonders bei ihren Mitarbeitenden fur eine
starke Leistung im abgelaufenen Geschaftsjahr bedanken. Ohne den hohen Ein-
satz unter oft schwierigen Umstanden ware der erreichte Erfolg in dieser Groflen-
ordnung sicher nicht moglich gewesen.

Kéln, den 31.03.2026

Andreas Freund Karl Georg Boje Thomas Thalau
Geschaftsfuhrer Geschaftsfuhrer Geschaftsfuhrer
(Sprecher)
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AVG ABFALLENTSORGUNGS- UND VERWERTUNGSGESELLSCHAFT KOLN MBH, KOLN

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2025

AKTIVA
31.12.2025 31.12.2024
€ €
A. ANLAGEVERMOGEN
. Immaterielle Vermoégensgegenstande
entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte
und ahnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen
Rechten und Werten 539.036,00 687.432,00
539.036,00 687.432,00

ll. Sachanlagen

1.

w

Grundstiicke, grundstiicksgleiche Rechte und Bauten
einschlieBlich der Bauten auf fremden Grundstiicken
technische Anlagen und Maschinen

andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung
geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

lll. Finanzanlagen

1.
2.

Anteile an verbundenen Unternehmen
sonstige Ausleihungen

B. UMLAUFVERMOGEN

1. Vorrate

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

Il. Forderungen und sonstige Vermégensgegenstinde

1.
2.
3.

4.

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
Forderungen gegen verbundene Unternehmen
Forderungen gegen Unternehmen, mit

denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht
sonstige Vermdgensgegenstande

lll. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

23.257.553,65
46.931.578,00

2.875.503,00
20.079.252,42

23.626.582,65
35.328.073,00

2.365.892,00
12.470.734,88

93.143.887,07

73.791.282,53

18.138.233,98
32.634,08

15.134.232,98
35.906,40

18.170.868,06

15.170.139,38

111.853.791,13

89.648.853,91

26.028.592,68

22.748.756,83

26.028.592,68

22.748.756,83

961.781,46 2.441.260,76
1.184.691,58 5.210.181,99
1.301.052,14 1.105.183,17

363.052,16 873.271,51
3.810.577,34 9.629.897,43

20.273.617,82

23.426.399,13

50.112.787,84

55.805.053,39

883.528,33

622.183,96

162.850.107,30

146.076.091,26




AVG ABFALLENTSORGUNGS- UND VERWERTUNGSGESELLSCHAFT KOLN MBH, KOLN

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2025

PASSIVA
31.12.2025 31.12.2024
€ €
EIGENKAPITAL
I. Gezeichnetes Kapital 8.700.000,00 8.700.000,00

1. Gewinnvortrag

lll.  JahresiiberschuB
RUCKSTELLUNGEN
1. Ruckstellungen fir Pensionen und &hnliche Verpflichtungen

2. Steuerriickstellungen
3. sonstige Rickstellungen

VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten

2 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

3. Verbindlichkeiten gegenliber verbundenen Unternehmen

4 Verbindlichkeiten gegeniiber Unternehmen, mit denen ein
Beteiligungsverhaltnis besteht

5. sonstige Verbindlichkeiten

RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

26.761.987,87

24.491.815,95

26.761.987,87

25.669.948,22

59.953.803,82

61.131.936,09

10.659.992,00
4.185.593,63
19.120.161,04

11.064.984,00
2.294.430,79
17.004.176,22

33.965.746,67

30.363.591,01

43.112.579,62
2.671.131,88
12.258.981,44

2.658,59
10.880.818,78

27.434.523,54
9.312.302,45
12.004.850,32

2.783,44
5.820.884,47

68.926.170,31

54.575.344,22

4.386,50

5.219,94

162.850.107,30

146.076.091,26




AVG ABFALLENTSORGUNGS- UND VERWERTUNGSGESELLSCHAFT KOLN MBH, KOLM

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
FUR DIE ZEIT VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2025

2025 2024
€ €
1. Umsatzerlse 139.049.368,36 136.640.137,06
2. andere aktivierte Eigenleistungen 305.418,59 67.119,08
3. sonstige betriebliche Ertrage 632.800,11 307.956,72
4. Materialaufwand
a) Aufwendungen fir Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und fir bezogene Waren -22.992.217,32 -20.218.232,89
b) Aufwendungen fir bezogene Leistungen -46.205.277,19 -48.663.936,73
-69.197.494,51 -68.882.169,62
5. Personalaufwand
a) Léhne und Gehalter -16.229.539,94 -15.580.192,19
b) soziale Abgaben und Aufwendungen flr
Altersversorgung und fir Unterstiitzung -4.252.893,77 -4.215.624,82
-20.482.433,71 -19.795.817,01
6. Abschreibungen
auf immaterielle Vermdgensgegenstande
des Anlagevermogens und Sachanlagen -7.778.892,61 -5.986.909,08
7. sonstige betriebliche Aufwendungen -18.313.924,07 -16.887.560,62
8. Ertrage aus Beteiligungen 9.521.347,54 9.807.241,14
9. Ertrage aus Ausleihungen
des Finanzanlagevermdogens 119,36 0,00
10. sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 244.647,57 712.133,76
11. Abschreibungen auf Finanzanlagen 0,00 -4.163,28
12.  Zinsen und ahnliche Aufwendungen -801.510,91 -883.460,42
13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -7.206.588,82 -7.778.999,39
14. Ergebnis nach Steuern 25.972.856,90 27.315.508,34
15. sonstige Steuern -1.481.040,95 -1.645.560,12
16. Jahresiiberschuss 24.491.815,95 25.669.948,22
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ANHANG

zum
31. Dezember 2025

|. Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft
Koéln mbH fir das Geschaftsjahr 2025 wurden unter Beriicksichtigung der §§ 264 ff. HGB aufgestellt.

Die AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéln mbH gilt als groRe Kapitalgesellschaft
im Sinne von § 267 Abs. 3 HGB.

§ 6b EnWG enthdlt besondere Vorschriften zur Buchung und Rechnungslegung von
Energieversorgungsunternehmen. Es bestehen ausschlieBlich andere Tatigkeiten innerhalb des
Elektrizitatssektors gemal § 6b Abs. 3 Satz 3 EnWG.

Fir die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewahit.

Angaben zur Identifikation der Gesellschaft It. Reqgistergericht

Firma: AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéin mbH
Sitz: Kéln

Registergericht: Kdln

Register-Nr.: HRB 22790

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind gegeniber dem Vorjahr
unverandert.

Die Bewertung des Anlagevermogens erfolgte zu Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug
planmaBiger Abschreibungen. Im Berichtsjahr wurden Zinsen fiur Fremdkapital in die
Herstellungskosten eines Vermdgensgegenstandes des Anlagevermoégens einbezogen.

Die planmaRigen Abschreibungen sind in Anlehnung an die von der Finanzverwaltung aufgestellten
allgemeinen Abschreibungstabellen sowie an die spezifisch, fir den Wirtschaftszweig
"Abfallentsorgungs- und Recyclingwirtschaft" aufgestellte Abschreibungstabelle - die teilweise kiirzere
Nutzungsdauern aufweist - nach der linearen Methode ermittelt worden. Daruber hinaus wurde fir
Komponentenansatze die erfahrungsgemale betriebsgewohnliche Nutzungsdauer zu Grunde gelegt.

Die Abschreibungen auf Neuzugange erfolgten pro rata temporis.
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Geringwertige Anlageguter wurden bis zu einem Betrag von Euro 250,00 sofort als Aufwand
bertcksichtigt, dartiber hinaus wurden nach § 6 Abs. 2 a EStG (GWG-Pool) Anlageglter bis zu einem
Betrag von Euro 1.000,00 in einen Sammelposten eingestellt, der Uber einen Zeitraum von 5 Jahren
aufgeldst wird.

Die Anteile an verbundenen Unternehmen wurden zu Anschaffungskosten bewertet.

Die sonstigen Ausleihungen wurden zum Nennwert abzlglich Abzinsungen angesetzt. Die Abzinsung
erfolgte mit dem jeweiligen, ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz der
vergangenen sieben Geschaftsjahre.

Die Vorrate wurden mit den jeweiligen Anschaffungskosten bzw. dem niedrigeren Teilwert bewertet.

Forderungen und sonstige Vermégensgegenstidnde mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr wurden
grundsatzlich zum Nennwert bilanziert (§ 253 HGB). Daruber hinaus sind unverzinsliche Forderungen
mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr zum Barwert angesetzt. Die Barwertermittlung erfolgte
allgemein durch Abzinsung mit dem jeweiligen, ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen
Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschéaftsjahre.

Der Ansatz des gezeichneten Kapitals erfolgte zum Nennbetrag.

Die Riickstellungen fiir unmittelbare Pensionen und ahnliche Verpflichtungen (Anwartschaften)
wurden durch Anwendung der biometrischen Grundlagen aus den Richttafeln 2018 G der
Heubeck-Richttafeln-GmbH ermittelt. Die Berechnung wurde auf Basis der Projected Unit Credit
Methode ermittelt; der Zinssatz entspricht dem von der Deutschen Bundesbank veroéffentlichten Zins.
Dabei wurde auf der Grundlage des § 253 Abs. 2 S. 2 HGB eine pauschale Restlaufzeit der
Verpflichtung von 15 Jahren angesetzt.

Die Steuer- und sonstigen Rickstellungen wurden in Héhe des nach verniinftiger kaufmannischer
Beurteilung notwendigen Erfillungsbetrags angesetzt (§ 253 HGB). Die Jubildumsrickstellung wurde
auf Basis eines versicherungsmathematischen Gutachtens gebildet. Den
versicherungsmathematischen Berechnungen liegen  die Richttafeln 2018 G  der
Heubeck-Richttafeln-GmbH, ein Zinssatz von 2,22 % (Vorjahr: 1,96 %) und eine Anwartschaftsdynamik
mit durchschnittlich 2,5 % pro Jahr zugrunde.

Die Verbindlichkeiten wurden zum Erfiillungsbetrag passiviert.
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1. Erlauterungen zur Bilanz zum 31.12.2025

Entwicklung des Anlagevermdgens

Die Veranderungen der einzelnen Posten des Anlagevermdgens im Geschaftsjahr 2025 sind in der
Entwicklung des Anlagevermdgens dargestellt (siehe Anlage zum Anhang).

Forderungen und sonstige Vermogensgegenstinde

Fir das Ausfallrisiko der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wurde eine pauschale
Wertberichtigung in Hohe von T€ 3 zum Stichtag vorgenommen.

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen belaufen sich auf T€ 1.185 (Vorjahr: T€ 5.210)
davon gleichzeitig gegen Gesellschafter T€ 1.030 (Vorjahr: T€ 1.651); davon aus Lieferungen und
Leistungen T€ 1.185 (Vorjahr: T€ 5.210).

Die Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht, belaufen sich auf
T€ 1.301 (Vorjahr: T€ 1.105). Dies sind gleichzeitig Forderungen gegen Gesellschafter; davon aus
Lieferungen und Leistungen T€ 1.301 (Vorjahr: T€ 1.105).

In den sonstigen Vermdgensgegenstanden sind Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als
einem Jahr in H6he von T€ 4 (Vorjahr: T€ 3) enthalten.

Rickstellungen

Die Rickstellungen fir unmittelbare Pensionen und ahnliche Verpflichtungen (Anwartschaften und
laufende Renten) wurden unter Bericksichtigung eines RechnungszinsfuRes von 2,06 % ermittelt. Auf
Grund vertraglicher Vereinbarungen wurde die Anwartschaftsdynamik - soweit anwendbar - mit 2,5 %
angesetzt, ebenso wurde die Rentendynamik mit 2,5 % bericksichtigt. Der Unterschiedsbetrag zur
Abzinsung mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 7 Jahre (2,22%) belauft sich auf
Euro -228.870,00 (Minus). Im Vorjahr betrug dieser Wert Euro -64.292,00 (Minus).

Die sonstigen Ruickstellungen in Hohe von T€ 19.120 (Vorjahr: T€ 17.004) beinhalten Rickstellungen
fur Personal- und Sozialkosten i.H.v. T€ 1.607.

Dariiber hinaus betreffen die sonstigen Rickstellungen die BEHG-Abgabe fiir den Zeitraum Januar bis
Dezember 2025 (T€ 16.574) ausstehende Rechnungen aus bezogenen Leistungen (T€ 470), Aufwand
fur unterlassene Instandhaltungen (T€ 197), Abschluss- und Prifungskosten (T€ 147), sowie ubrige
Aufwendungen (T€ 125).
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Verbindlichkeiten

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten ergeben sich wie folgt:

Verbindlichkeiten Summe
Restlaufzeit  Restlaufzeit Restlaufzeit
31.12.2025 bis 1 Jahr 2-5Jahre  Uber 5 Jahre
(Vorjahr) (Vorjahr) (Vorjahr) (Vorjahr)
T€ T€ T€ T€
- gegenilber Kreditinstituten 43.113 2.883 19.355 20.875
(27.435) (3.703) (8.653) (15.079
- aus Lieferungen + Leistungen 2.671 2.671
(9.312) (9.312)
- gegenuber verb. Unternehmen 12.259 12.259
(12.005) (12.005)
- gegeniber Unternehmen mit denen
ein Beteiligungsverhaltnis besteht 2 2
(3) 3)
- sonstige Verbindlichkeiten 10.881 10.881
(5.821) (5.821)
Gesamt 68.926 28.696 19.355 20.875
(54.576) (30.844) (8.653) (15.079)

Grundpfandrechtlich abgesicherte Verbindlichkeiten belaufen sich auf T€ 1.400.

Die Verbindlichkeiten gegenuber verbundenen Unternehmen setzen sich wie folgt zusammen:

Vorgang Berichtsjahr T€ Vorjahr T€
Cash-Pool-Dispositionen 3.143 1.226
Lieferungen + Leistungen 9.109 10.779
Sonstiges 7 0
Saldo 12.259 12.005

Die Verbindlichkeiten gegenuber Unternehmen mit den ein Beteiligungsverhaltnis besteht, sind
gleichzeitig Verbindlichkeiten gegeniber Gesellschaftern.

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind solche aus Steuern in Hohe von T€ 1.883 (Vorjahr: T€ 3.233)
enthalten.
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lll. Erlauterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlose

Die Umsatzerldse setzen sich wie folgt zusammen:

Art der Erlose Berichtsjahr T€ Vorjahr T€

Abfallwirtschaftliche Entgelte aus

kommunalen Entsorgungsvertragen 49.193 41.083
Thermische Verwertung von Restabfallen 33.058 29.187
Energieerzeugung RMVA 30.102 37.416
Entgelte Deponie 15.611 18.725
Sonstige Erldse 3.022 2.452
Ertrage Pachteinnahmen 4.679 4.684
Kostenweiterbelastung 2.797 2.551
Weitere Ertrage 587 542
Gesamt 139.049 136.640

Sonstige betriebliche Ertrage

Der Posten "sonstige betriebliche Ertrage" in Hohe von T€ 633 (Vorjahr: T€ 308) betrifft im
Wesentlichen Ertrage aus der Aufldsung von Rickstellungen mit T€ 519, Ertrage aus dem Abgang von
Gegenstanden des Anlagevermdgens in Hohe von T€ 73 sowie Versicherungsentschadigungen in
Hohe von T€ 32.

Personalaufwand

In dem Posten "Soziale Abgaben und Aufwendungen flr Altersversorgung und flr Unterstlitzung" sind
Aufwendungen fur Altersversorgung in Hohe von T€ 1.055 (Vorjahr: T€ 1.345) enthalten.

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Hohe von T€ 18.314 (Vorjahr: T€ 16.888) beinhalten als
wesentliche Position Betriebskosten in Hohe von T€ 11.585 (Vorjahr: T€ 10.099).

Sonstige Zinsen und &hnliche Ertrage

Die sonstigen Zinsen und &hnliche Ertréage (T€ 245; Vorjahr: T€ 712) beinhalten mit einem Betrag von
T€ 113 (Vorjahr: T€ 282) Zinsertrage aus verbundenen Unternehmen. Dariber hinaus Zinsertrage aus
Termingeld in Hohe von T€ 58 (Vorjahr: T€ 317) sowie Zinsertrage aus Tagesgeld in Héhe von T€ 73
(Vorjahr: T€ 113).
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Zinsen und dhnliche Aufwendungen

Die Zinsen und ahnlichen Aufwendungen (T€ 802; Vorjahr: T€ 883) enthalten hauptsachlich Zinsen an
verbundene Unternehmen in Hohe von T€ 292 (Vorjahr: T€ 462) und Zinsaufwendungen fir langfristige
Verbindlichkeiten T€ 291 (Vorjahr: T€ 199). Des Weiteren ist ein Zinsaufwand in Hohe von T€ 212
(Vorjahr: T€ 199) aus der Aufzinsung der Pensionsrickstellung sowie der Jubildumsrickstellung zum
Stichtag ausgewiesen.

Latente Steuern

Im Saldo ergeben sich aktive latente Steuern in Hoéhe von T€ 1.671. Auf Grund des
Bilanzierungswahlrechts gem. § 274 HGB wurde auf eine Aktivierung verzichtet. Abweichungen
zwischen Handels- und Steuerbilanz ergeben sich auf der Aktivseite durch die handelsrechtliche
Abzinsung von unverzinslichen- bzw. niedrigverzinslichen Arbeitgeberdarlehen und auf der Passivseite
durch unterschiedliche Wertermittlungen von Rickstellungen fir Pensionen und ahnliche
Verpflichtungen sowie sonstigen Rickstellungen. Der Berechnung der latenten Steuern liegt ein
durchschnittlicher Steuersatz von 32,45 % zugrunde.

IV. Sonstige Angaben

Haftungsverhaltnisse

Die Gesellschaft hat zu Gunsten ihres Tochterunternehmens AVG Ressourcen GmbH Blrgschaften in
Hohe von T€ 1.456 (Vorjahr: T€ 1.273) gewahrt. Da die Gesellschaft jederzeit Einblick in das aus den
Blrgschaften begulnstigte Unternehmen hat und Einfluss auf die Geschéaftspolitik nehmen kann, ist eine
Inanspruchnahme nach derzeitigem Kenntnisstand so gut wie ausgeschlossen.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Der Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen belauft sich auf T€ 29.557 und setzt sich
wie folgt zusammen:

Gegenstand Betrag
Bestellobligo T€ 21.964
Miet- und Leasingvertrage T€ 384

Summe T€ 22.348
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Darlber hinaus bestehen potenzielle Verpflichtungen fir:

Gegenstand Betrag
Nicht ausfinanzierte Versorgungsverpflichtungen ZVK TE 7.209

Die Gesellschaft ist Mitglied der Zusatzversorgungskasse der Stadt KéIn. Soweit Unterdeckungen der
Versorgungsanspriche bei der ZVK vorliegen, kann die subsidiare Einstandspflicht der Gesellschaft als
Arbeitgeber bestehen. Die Kasse gewahrt Betriebsrenten fur Versicherte und deren Hinterbliebene. Der
vom Arbeitgeber getragene Umlagesatz betragt 5,5 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgeltes des
jeweiligen Arbeitnehmers. In 2025 wurden zusatzlich 3,2 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgeltes
des jeweiligen Arbeitnehmers abgeflihrt. Fir bestimmte héher verdienende Personengruppen wird eine
zusatzliche Umlage von 9 % erhoben. In Ausliibung des bestehenden Bilanzierungswahlrechts wurde
fur diese mittelbare Pensionsverpflichtung wie in den Vorjahren keine Riickstellung gebildet (Artikel 28
Abs. 2 EGHGB).

Der sich aus dem versicherungsmathematischen Gutachten Gber die Hohe der nicht ausfinanzierten
Versorgungsverpflichtung ergebende Betrag lautet: T€ 7.209 (Vorjahr: T€ 7.621). Die Berechnung
erfolgte mit einem Zinssatz von 1,96 % und einer Rentendynamik von 1 %. Dabei wurden die
Richttafeln 2018 G der Heubeck-Richttafeln-GmbH zu Grunde gelegt.

Honorar des Abschlussprifers

Das Gesamthonorar des Abschlussprifers fir Prifungsleistungen wurde fir das Berichtsjahr 2025 mit
T€ 59 eingestellt. Der Betrag gliedert sich wie folgt auf:

Abschlussprifungsleistungen T€ 39,5
Andere Bestatigungsleistungen  T€ 19,7

Anteilsbesitz
Die Beteiligungen betragen jeweils 100 % des Stammkapitals:

AVG Kompostierung GmbH, Kdln, Stammkapital: T€ 511, Eigenkapital zum 31. Dezember 2025:
T€ 1.981; JahreslUberschuss 2025: T€ 977.

AVG Ressourcen GmbH, Kdln, Stammkapital: T€ 2.200, Kapitalrlicklage: T€ 5.160, Gewinnrticklage:
T€ 762, Eigenkapital zum 31. Dezember 2025: T€ 19.676; Jahresiiberschuss 2025: T€ 9.611

AVG Service GmbH, Koéln, Stammkapital: T€ 385, Kapitalriicklage: T€ 116, Eigenkapital zum
31. Dezember 2025: T€ 2.929, Jahrestiberschuss 2025: T€ 2.098.

AVG Logistik GmbH, Koéln, Stammkapital T€ 26, Kapitalriicklage T€ 3.000, Eigenkapital zum
31.12.2025: T€ 3.748, Jahresuberschuss 2025: T€ 409.
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Mitarbeiter im Durchschnitt

Im Geschaftsjahr 2025 wurden im Durchschnitt 241 Mitarbeiter - ohne Geschaftsfihrer und ohne
Auszubildende - beschaftigt, davon:

2025 2024
Gewerbliche 124 123
Angestellte 117 110
Gesamt 241 233

Bezilige des Aufsichtsrates

Die Gesamtbeziige des Aufsichtsrates beliefen sich im Berichtsjahr 2025 auf € 47.625 und setzen sich
wie folgt zusammen (Angabe in Euro):

Aufsichtsratsmitglied Sitzungsgelder| Grundvergitung| Summe pro Mitglied

€ € €
Brust, Gerhard 1.500 3.000 4.500
Schneeloch, Sandra 500 125 625
Ab3, Denise 250 125 375
Beera, Krisian 250 125 375
Hanning, Guido 250 125 375
HaR, Uwe 250 125 375
KloR, Patrick 250 125 375
Lorenz, Lukas 250 125 375
Marx, Werner 250 125 375
Miller. Nicolas 250 125 375
Seim, Ayfer 250 125 375
Fendel, Dr. Ansgar 1.250 1.500 2.750
Frebel, Polina 1.000 1.500 2.500
Hohenstein, Reinhard 750 1.500 2.250
Krings, Stephan 375 1.500 1.875
von Lepel, Timo 1.250 1.500 2.750
Gorzel, Volker 750 1.500 2.250
Depka, Uwe 1.000 1.500 2.500
Junker, Barbara 1.250 1.500 2.750
Lindlar, Peter 1.000 1.500 2.500
Niknamtavin, Sarah 1.000 1.500 2.500
Schallehn, Robert 1.000 1.500 2.500
Sollbach, Marion 1.000 1.500 2.500
Sommer, Ira 500 1.500 2.000
Weber, Florian 750 1.500 2.250
Wolfgramm, William 1.000 1.500 2.500
Jacob, Elke 1.250 1.500 2.750
Summen 19.375 28.250 47.625

Bezlige der Geschaftsflhrer

Die Gesamtbeziige der Geschéftsfihrer bestehen aus einem Jahresfestgehalt, einer
leistungsabhangigen Tantieme, einer Versorgungsregelung fir sich und ihre Hinterbliebenen sowie
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sonstigen Vergutungsbestandteilen, insbesondere Dienstwagen und Versicherungsbeitragen.

Die gezahlte Vergitung flir die Geschaftsfilhrung betrug im Berichtsjahr T€ 667 und setzt sich wie folgt

zusammen:

Sachbeziige

und sonstige

erfolgsunab- erfolgs-

Fest- hangige bezogene Gesamt
vergltung Bezlige Bezlige Gesamt Vorjahr
Person T€ T€ T€ T€ T€
Andreas Freund 219 10 72 301 334
Thomas Thalau 39 0 17 56 55
Karl Georg Boje 200 16 43 259 278
Gesamtbetrag 458 26 132 616 667

Es sind keine Abfindungen fir den Fall der vorzeitigen Beendigung des Dienstverhéltnisses zugesagt.
Es wurden keine Leistungen an frihere Geschaftsfihrer wegen der Beendigung ihrer Tatigkeit im
Laufe des Geschaftsjahres gewahrt oder zugesagt.

Die Leistungen fiir den Fall der regularen Vertragsbeendigung sind vereinbart. Die Geschéftsfiihrer
haben bei Nichtverlangerung von Anstellungsvertragen vor Erreichen der Altersgrenze Anspruch auf

zeitlich begrenzte Ubergangsgelder.

Die Versorgungsleistungen sind in H6he eines bestimmten Prozentsatzes der festen Vergltung bei
Vertragsbeendigung zugesagt (unmittelbare Versorgungszusage). Dieser Prozentsatz steigt in
Abhangigkeit von der Beschaftigungsdauer bis zu bestimmten Hochstbetragen. Es bestehen dariber
hinaus Regelungen  zur  Anrechnung von  Versorgungsansprichen  aus  fruheren

Anstellungsverhaltnissen sowie anderen EinkUlinften.

Die Versorgungsverpflichtungen sind wie folgt bewertet:

Barwert der
erreichte erreichbare Pensionsrickstellung per
Person Versorgung in % Versorgung in % 31.12.2025in T€
Andreas Freund 65 % 65 % 2.788

Die nachfolgenden Geschaftsfihrer erhalten jeweils eine arbeitgeberfinanzierte Altersversorgung in
Form einer beitragsorientierten Leistungszusage. Der jahrlich zur Verfigung gestellte
Versorgungsbeitrag in Hoéhe von 20 % (Herr Boje) bzw. 15% (Herr Thalau) des Jahresgehaltes wird
nach versicherungsmathematischen Grundsatzen in einen jahrlichen Rentenbaustein umgerechnet.

Die Versorgungsverpflichtungen sind wie folgt bewertet:
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erreichbare
Versorgung in % bei
gleichbleibendem

Barwert der Pensionsriickstellung per

Person Gehalt 31.12.2025in T€
Karl Georg Boje 30,54 % 394
Thomas Thalau 14,09 % 17

395

Beziige der ehemaligen Geschéftsfihrer

An ehemalige Geschaftsfiihrer wurden Versorgungsbeziige in Héhe von T€ 319 gezahlt. Fir samtliche

Versorgungsverpflichtungen gegentiber ehemaligen Geschaftsflihrern sind Pensionsriickstellungen von

T€ 5.274 gebildet.

Organe der Gesellschaft

Dem Aufsichtsrat gehdrten im Geschaftsjahr an:

Name

Berufsbezeichnung

Gerhard Bru s t, Vorsitzender - bis 17.12.2025

Sandra Schneeloch, Vorsitzende ab 18.12.25

Stephan Krings, stellvertretender Vorsitzender

Dr. Ansgar Fendel

Denise Abé

Christian Beara-ab 18.12.2025

Guido Hanning-ab 18.12.2025

Uwe Ha B -ab 18.12.2025

Patrick Kl1o 3 - ab 18.12.2025

Lukas Lorenz-ab 18.12.2025
Johannes Werner Marx-ab 18.12.2025
Nicolas MU ller-ab 18.12.2025

Ayfer Sevim-ab 18.12.2025

Polina Frebel-bis17.12.2025
Reinhard Hohenstein-bis17.12.2025
Timo von Lepel

Volker Gorzel -bis 17.12.2025
Uwe Depka

Barbara Junker-bis 17.12.2025

Peter Lindlar-bis 17.12.2025

Pensionar

Geschaftsfuhrerin

Geschaftsfuhrer REMONDIS GmbH &
Co. KG
Geschaftsfiuhrer REMONDIS Assets

& Services GmbH & Co.KG
Geschaftsfuhrerin

Ratsmitglied Stadt Kéln
Geschéftsfihrer REMONDIS
Ratsmitglied Stadt Kéln
Ratsmitglied Stadt KéIn
Ratsmitglied Stadt KéIn
Ratsmitgleid Stadt Kéin

Leiter Remondis-Niederlassung

Ratsmitglied Stadt Kéln

Dolmetscherin i.R.

Geschaftsfuhrer REMONDIS GmbH &

Co. KG
Geschaftsfuhrer Stadtwerke Koln
GmbH

Rechtsanwalt

Meister fur Kreislauf- und
Abfallwirtschaft

Geschaftsfuhrerin RETERRA Service
GmbH

Geschéftsfiihrer RWR REMONDIS
Wertstoff-Recycling GmbH & Co.KG



AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéin mbH
Anhang zum 31. Dezember 2025

Sarah Niknamtavin-bis 17.12.2025 Social-Media-Redakteurin

Robert Schallehn-bis17.12.2025 Biologe

Marion Sollbach -bis 17.12.2025 Nachhaltigkeitsberaterin

Ira Sommer-bis 17.12.2025 Rechtsanwaltin

Elke Jakob Verwaltungsangestellte

Florian W e b e r - bis 17.12.2025 Wirtschaftsinformatiker

William Wolfgramm Beigeordneter der Stadt Kéln
Geschaftsfuhrung

Geschaftsfuhrer waren im Berichtsjahr:

Herr Andreas Freund Sprecher der Geschaftsflihrung
Herr Karl Georg Boje Geschaftsfihrer

Herr Thomas Thalau hauptamtlich Geschaftsfiihrer AWB Kéln mbH

Vorgange von besonderer Bedeutung

Vorgange von besonderer Bedeutung haben sich nach Schluss des Geschéftsjahres nicht ergeben.

Befreiender Konzernabschluss

Die AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéln mbH ist Tochterunternehmen der
Stadtwerke Koéln GmbH, die 50,1 % der Geschéftsanteile halt, und wird in den befreienden
Konzernabschluss des Mutterunternehmens einbezogen. Die AVG ist nach § 291 Abs. 2 HGB davon
befreit, als Mutterunternehmen einen eigenen Konzernabschluss aufzustellen. Die Stadtwerke Koln
GmbH wird beim Handelsregister des Amtsgerichts Koln unter Nr. HRB 2115 geflihrt und veréffentlicht
den Konzernabschluss im elektronischen Unternehmensregister.

Erganzend wird darauf hingewiesen, dass der Konzernabschluss der SWK in den Gesamtabschluss
der Stadt Koln einbezogen wird.

Ergebnisverwendung

Die Geschéaftsfihrung schlagt der Gesellschafterversammlung vor, den im Geschaftsjahr 2025
erzielten Jahresiberschuss in voller Hohe auszuschitten.

Koln, den 31. Marz 2026

Andreas Freund Karl Georg Boje Thomas Thalau

Geschaftsfuhrer Geschaftsfuhrer Geschaftsfuhrer



AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Kéin mbH

Entwicklung des Anlagevermoégens im Geschéftsjahr 2025

Anschaff und H 1l kumulierte Abschreibungen Buchwerte
Stand Zugange Um- Abgénge Stand Stand Zugange Zuschreibung Abgénge Stand Stand Stand
01.01.2025 buchungen 31.12.2025 01.01.2025 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024
Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro
. Immaterielle Vermégensgegenstinde
Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ahnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen
an solchen Rechten und Werten 3.496.658,72 100.985,99 0,00 0,00 3.597.644,71 2.809.226,72 249.381,99 0,00 0,00 3.058.608,71 539.036,00 687.432,00
3.496.658,72 100.985,99 0,00 0,00 3.597.644,71 2.809.226,72 249.381,99 0,00 0,00 3.058.608,71 539.036,00 687.432,00
Il. Sachanlagen
1. Grundstlicke, grundstiicksgleiche Rechte
und Bauten einschlieflich der Bauten
auf fremden Grundstiicken 182.053.669,80 473.679,20 29.791,31 70.211,56 182.486.928,75 158.427.087,15 872.499,51 0,00 70.211,56 159.229.375,10 23.257.553,65 23.626.582,65
2. technische Anlagen und Maschinen 539.334.007,69 13.681.410,42 3.724.269,16 9.944.247,80 546.795.439,47 504.005.934,69 5.802.174,58 0,00 9.944.247,80 499.863.861,47 46.931.578,00 35.328.073,00
3. Andere Anlagen,
Betriebs- und Geschaftsausstattung 8.029.681,89 1.233.546,33 130.901,20 147.772,13 9.246.357,29 5.663.789,89 854.836,53 0,00 147.772,13 6.370.854,29 2.875.503,00 2.365.892,00
4. Geleistete Anzahlungen
und Anlagen im Bau 12.470.734,88 11.493.479,21 -3.884.961,67 0,00 20.079.252,42 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 20.079.252,42 12.470.734,88
741.888.094,26 26.882.115,16 0,00 10.162.231,49 758.607.977,93 668.096.811,73 7.529.510,62 0,00 10.162.231,49 665.464.090,86 93.143.887,07 73.791.282,53
lll. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 15.134.232,98 3.004.001,00 0,00 0,00 18.138.233,98 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 18.138.233,98 15.134.232,98
2. sonstige Ausleihungen 41.511,59 0,00 0,00 3.391,68 38.119,91 5.605,19 0,00 0,00 119,36 5.485,83 32.634,08 35.906,40
15.175.744,57 3.004.001,00 0,00 3.391,68 18.176.353,89 5.605,19 0,00 0,00 119,36 5.485,83 18.170.868,06 15.170.139,38
760.560.497,55 29.987.102,15 0,00 10.165.623,17 780.381.976,53 670.911.643,64 7.778.892,61 0,00 10.162.350,85 668.528.185,40 111.853.791,13 89.648.853,91




PwC

Fragenkatalog zur Priifung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720)

Fragenkreis 1: Titigkeit von Uberwachungsorganen und Geschéftsleitung sowie indivi-

a)

b)

c)

d)

dualisierte Offenlegung der Organbeziige

Gibt es Geschiftsordnungen fiir die Organe und einen Geschiftsverteilungsplan fiir die Ge-
schéftsleitung sowie ggf. fiir die Konzernleitung? Gibt es dariiber hinaus schriftliche Weisun-
gen des Uberwachungsorgans zur Organisation fiir die Geschifts- sowie ggf. fiir die Konzern-
leitung (Geschiftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bediirfnissen des Unter-
nehmens bzw. des Konzerns?

Die Organe der Gesellschaft sind gemal3 § 7 des Gesellschaftsvertrages die Geschéftsfithrung,
die Gesellschafterversammlung und der Aufsichtsrat. Die Aufgaben der Gesellschafterver-
sammlung sind in § 9, die Aufgaben des Aufsichtsrates sind in § 13 des Gesellschaftsvertrages
geregelt. Es existiert eine Geschéftsordnung fiir die Geschaftsfithrung, die auch einen Ge-
schiftsverteilungsplan enthalt. Dariiber hinaus gibt es eine Geschiftsordnung fiir den Auf-

sichtsrat. Die Regelungen entsprechen den Bediirfnissen des Unternehmens.

Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschiisse haben stattgefunden und wurden Nie-
derschriften hieriiber erstellt?

Im Geschéftsjahr 2025 fanden drei ordentliche Gesellschafterversammlungen am 4. Juni, 17.
November und 19. November 2025 statt. Der Aufsichtsrat trat zu fiinf Sitzungen zusammen.
Die Sitzungen fanden am 19. Marz, 4. Juni, 27. August, 19. November und 18. Dezember 2025

statt. Sdmtliche Niederschriften lagen uns vor.

In welchen Aufsichtsriten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind
die einzelnen Mitglieder der Geschiftsleitung titig?

Der Geschiftsfiihrer Karl Georg Boje ist Mitglied des Aufsichtsrates der AWISTA Gesellschaft
fiir Abfallwirtschaft und Stadtreinigung mbH, Diisseldorf. Die anderen Mitglieder der Ge-

schiftsleitung sind auskunftsgemal$ in keinen Kontrollgremien tétig.

Wird die Vergiitung der Organmitglieder (Geschéftsleitung, Uberwachungsorgan) individua-
lisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgs-
bezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen?
Falls nein, wie wird dies begriindet?

Eine individualisierte Aufteilung der Vergiitung der Geschéftsfiihrer und Aufsichtsratsmitglie-

der wird im Anhang vorgenommen.
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Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a)

b)

c)

d)

e)

Gibt es einen den Bediirfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus
dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zustidndigkeiten/Weisungsbefugnisse er-
sichtlich sind? Erfolgt dessen regelméRige Uberpriifung?

Die Gesellschaft verfiigt auf Grundlage ihrer Organisationsstruktur iiber einen den Bediirfnis-
sen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, der regelmé&Rig iiberpriift und ak-

tualisiert wird.
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

Wihrend unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Or-

ganisationsplan verfahren wird.

Hat die Geschiftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionspravention ergriffen und dokumen-
tiert?

Entsprechende Richtlinien hat der Mehrheitsgesellschafter fiir den gesamten Konzern der
Stadtwerke K6ln GmbH (SWK) herausgegeben. Diese wurden durch die Geschéftsfithrung der
AVG umgesetzt. Uber die aktuelle Richtlinie werden alle Mitarbeiter im Rahmen eines Infor-
mationsschreibens einmal jahrlich informiert. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, an einer On-

line-Schulung teilzunehmen. Die erfolgreiche Teilnahme wird entsprechend dokumentiert.

Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen fiir wesentliche Entscheidungspro-
zesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf-
nahme und -gewdhrung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten

werden?

Das Organisations- und das Materialwirtschaftshandbuch enthalten Regelungen fiir wesentli-
che Entscheidungsprozesse, wie z. B. das Bestellwesen, die Abwicklung von Investitionen, die
Rechnungspriifung und das Personalwesen. Dariiber hinaus sind die Vorschriften des Gesell-
schaftsvertrages (§ 9 und § 13) und der Geschéftsordnung der Geschéftsfithrung (§ 3) iiber
zustimmungsbediirftige Geschéfte zu beachten. Anhaltspunkte dafiir, dass Regelungen nicht

eingehalten werden, haben sich im Rahmen unserer Priifung nicht ergeben.

Besteht eine ordnungsméfRige Dokumentation von Vertrdgen (z.B. Grundstiicksverwaltung,
EDV)?

Wesentliche Vertrage sind in einer Vertragsdatenbank erfasst und unter Beriicksichtigung in-

dividuell erteilter Berechtigungen von den zustdndigen Fachabteilungen einsehbar.
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PwC

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a)

b)

c)

d)

e)

Entspricht das Planungswesen — auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung
der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhznge von Projekten — den Bediirfnis-

sen des Unternehmens?
Das Planungswesen entspricht unseres Erachtens den Bediirfnissen des Unternehmens.
Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Gesellschaft verfiigt {iber ein monatliches Berichtswesen zum Vergleich von Ist- zu Plan-

werten. Eventuellen Planabweichungen wird unmittelbar nachgegangen.

Entspricht das Rechnungswesen einschlie@lich der Kostenrechnung der GréR8e und den be-
sonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen einschlieRlich der Kostenrechnung entspricht der Grofse und den be-

sonderen Anforderungen des Unternehmens.

Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditétskon-
trolle und eine Kreditiiberwachung gewahrleistet?

Es erfolgt eine laufende Liquiditdtskontrolle und Kreditiiberwachung durch die Abteilung Fi-
nanzen und Rechnungswesen der AVG. Liquiditatsiiberschiisse werden als Fest- oder Tages-
gelder bzw. im Cash-Pool der Stadtwerke K6ln GmbH (SWK) angelegt. Die in Vorjahren auf-
genommenen Kredite wurden im Berichtszeitraum planméf3ig bedient. Entsprechend der
Rahmenvereinbarung zum Verrechnungsverkehr zwischen SWK und den Konzerngesellschaf-
ten vom 31. Januar/12. Juli 2007 findet mit der SWK ein Finanz-Clearing zur Optimierung

des konzerninternen Verrechnungsverkehrs statt.

Gehort zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An-
haltspunkte ergeben, dass die hierfiir geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?

Die Gesellschaft ist in das zentrale Cash-Management der SWK einbezogen. Es haben sich

keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Regelungen nicht eingehalten worden sind.

Ist sichergestellt, dass Entgelte vollstindig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist
durch das bestehende Mahnwesen gewéhrleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und
effektiv eingezogen werden?

Auf die auf Grundlage des Entsorgungsvertrages festgelegten abfallwirtschaftlichen Entgelte,
die den wesentlichen Teil der Umsatzerlése ausmachen, werden monatlich Abschlagszahlun-
gen mit 1/12 des voraussichtlichen Jahresbetrages angefordert. Nach Ende des Geschéftsjah-

res wird eine Endabrechnung fiir das abgelaufene Geschiftsjahr erstellt und der Spitzbetrag
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g)

h)

angefordert bzw. erstattet. Soweit moglich bzw. geschéftsiiblich, werden auch in sonstigen
Fallen Abschlagszahlungen angefordert. Jede Faktura wird iiber eine Datenbank erfasst, so-
dass jederzeit die Vollstandigkeit gepriift und sichergestellt werden kann. Die Uberwachung
und Beitreibung ausstehender Forderungen ist durch ein Mahnsystem, das alle 14 Tage Mahn-

laufe vorsieht, gewahrleistet.

Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es

alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die Gesellschaft unterhélt ein anforderungsgerechtes kaufménnisches Controlling. Das kauf-
maénnische Controlling ist organisatorisch in der Abteilung Finanzen/Rechnungswesen ange-

siedelt. Das technische Controlling wird vom technischen Fachpersonal wahrgenommen.

Erméglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Uberwachung der
Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

Das Rechnungs- und Berichtswesen erméglicht eine Steuerung und Uberwachung der Toch-
terunternehmen, es werden monatlich konsolidierte Abschliisse erstellt. Dariiber hinaus er-
folgt eine monatliche Abstimmung der Plan-Ist-Zahlen. Die Tochterunternehmen melden au-

Berdem wochentlich ihren Liquiditatsstatus.

Fragenkreis4: Risikofriiherkennungssystem

a)

b)

Hat die Geschiifts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frithwarnsignale definiert und Maf3-
nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefidhrdende Risiken rechtzeitig erkannt werden

konnen?

Die Geschéftsleitung hat Malnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefdhrdende Risiken
rechtzeitig erkannt werden kénnen. Im Rahmen einer Risikoinventur werden Risiken unter-
nehmensweit systematisch aufgenommen und beziiglich Eintrittswahrscheinlichkeit und po-
tenzieller Schadenshohe analysiert. Die Risikoaufnahme und -analyse wird halbjahrlich aktu-

alisiert.

Reichen diese MaRnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfiillen? Haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass die Manahmen nicht durchgefiihrt werden?

Die getroffenen Maf3nahmen sind nach unserer Auffassung ausreichend und geeignet, ihren
Zweck zu erfiillen. Es ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass sie nicht durchgefiihrt werden.
Das Risikomanagement der AVG beriicksichtigt die zum 1. Januar 2023 neu gefassten Vorga-
ben der ,Konzernrichtlinie Risikomanagement“ der Stadtwerke K6ln GmbH (SWK), die fiir

alle Konzerngesellschaften verbindlich sind.
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d)

Sind diese MafSnahmen ausreichend dokumentiert?

Eine Dokumentation liegt in ausreichendem Umfang vor. Die Beachtung der risikopolitischen

Grundsitze ist in der Richtlinie zum Risikomanagement geregelt.

Werden die Frithwarnsignale und MafSnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak-
tuellen Geschiftsumfeld sowie mit den Geschiftsprozessen und Funktionen abgestimmt und

angepasst?

Die risikopolitischen Malinahmen und Frithwarnsignale werden laufend an Geschéaftspro-

zesse und Funktionen angepasst.

DEE00170558.1.1
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Fragenkreis 5. Finanzinstrumente, andere Termingeschifte, Optionen und Derivate

a)

b)

c)

d)

e)

Hat die Geschiéfts-/Konzernleitung den Geschéftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumen-
ten sowie von anderen Termingeschéften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt?

Dazu gehort:

¢ Welche Produkte/Instrumente diirfen eingesetzt werden?

e Mit welchen Partnern diirfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Betrigen eingesetzt
werden?

¢ Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang
diirfen offene Posten entstehen?

¢ Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschlief3lich zuléssig
sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgefiihrt werden diirfen (z.B. antizipatives
Hedging)?

Samtliche in diesem Fragenkreis benannten Aspekte wurden von der Gesellschaft im Ge-
schiftsjahr nicht beriihrt, neben den allgemeinen Finanzinstrumenten Forderungen und Ver-
bindlichkeiten werden keine speziellen Finanzinstrumente wie Termingeschifte, Optionen

und Derivate genutzt.

Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen
und zur Risikobegrenzung?

Vgl. Buchstabe a).

Hat die Geschifts-/Konzernleitung ein dem Geschéftsumfang entsprechendes Instrumenta-
rium zur Verfiigung gestellt insbesondere in Bezug auf

o Erfassung der Geschifte

¢ Beurteilung der Geschéfte zum Zweck der Risikoanalyse

¢ Bewertung der Geschéfte zum Zweck der Rechnungslegung
e Kontrolle der Geschifte?

Vgl. Buchstabe a).

Gibt es eine Erfolgskontrolle fiir nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatge-
schifte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

Vgl. Buchstabe a).

Hat die Geschifts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?
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Vgl. Buchstabe a).

Ist die unterjihrige Unterrichtung der Geschéfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen
Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Vgl. Buchstabe a).

Fragenkreis 6: Interne Revision

a)

b)

c)

d)

e)

Gibt es eine den Bediirfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revi-
sion/Konzernrevision? Besteht diese als eigenstidndige Stelle oder wird diese Funktion durch
eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Die Konzernrevision der SWK (Abteilung ,,SWK 70“) nimmt Revisionstaitigkeiten fiir die AVG
und deren Tochtergesellschaften wahr. Die Tatigkeit entspricht den Bediirfnissen des Unter-

nehmens.

Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/
Konzern? Besteht bei ihrer Tétigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Durch die Anbindung der Konzernrevision an die Geschaftsfithrung der SWK und das Tétig-
werden im Auftrag der Geschaftsfiihrung der AVG, wird den Gefahren von Interessenkonflik-

ten Rechnung getragen.

Welches waren die wesentlichen Tétigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernre-
vision im Geschiéftsjahr? Wurde auch gepriift, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funk-
tionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat
die Interne Revision das letzte Mal {iber Korruptionspriavention berichtet? Liegen hieriiber
schriftliche Revisionsberichte vor?

Die Schwerpunkte lagen auf Buchung-/ Zahlungsprozessen (z. B. Skonto Nutzung, Doppel-
zahlungen, GoBD-Aspekte) und Instandhaltung/SAP PM. Eine explizite, dokumentierte Prii-

fung zur organisatorischen Trennung unvereinbarer Funktionen liegt vor.
Hat die Interne Revision ihre Priifungsschwerpunkte mit dem Abschlusspriifer abgestimmt?

Eine Abstimmung im Vorhinein ist nicht erfolgt. Jedoch erfolgte ein Austausch hinsichtlich

relevanter Risiken und méglichen Priifungsthemen.

Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mangel aufgedeckt und um wel-
che handelt es sich?
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Im Berichtsjahr hat die Konzernrevision keine bemerkenswerten Mangel festgestellt. Gleich-
wohl hat die Konzernrevision zielgerichtete Empfehlungen zur Verbesserung in einzelnen ge-

priiften Teilbereichen abgegeben.

Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revi-
sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/

Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Den Geschéftsfithrern gehen die Berichte der Konzernrevision zu, die auch mit den gepriiften
Fachbereichen vereinbarte Malinahmen zur Beseitigung etwaiger Schwachstellen enthalten.
Bei einvernehmlicher Beurteilung weist die Geschéftsfiihrung die Fachbereiche an, diese Fest-
stellungen zu beachten und fiir Mafdnahmen nach entsprechender Wiirdigung aller Gesichts-
punkte, Losungsvorschldge zu erarbeiten. Die Umsetzungskontrolle erfolgt durch die Kon-
zernrevision im Rahmen eines Mafdnahmen-Monitorings. Eine weitere Umsetzungskontrolle

erfolgt durch die Geschéftsfiihrung.

Fragenkreis 7: Ubereinstimmung der Rechtsgeschiifte und Manahmen mit Gesetz, Sat-

a)

b)

c)

zung, Geschiftsordnung, Geschiftsanweisung und bindenden Beschliissen des Uber-
wachungsorgans

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Uberwachungsorgans
zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschéften und Mafnahmen nicht eingeholt worden ist?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass die vorhe-
rige Zustimmung des Uberwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschiften und

Maf3nahmen nicht eingeholt worden ist.

Wurde vor der Kreditgewihrung an Mitglieder der Geschiiftsleitung oder des Uberwachungs-
organs die Zustimmung des Uberwachungsorgans eingeholt?

Kredite an Mitglieder der Geschiftsleitung oder des Uberwachungsorgans wurden nicht ge-

wahrt.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbediirftiger Manahmen &hn-
liche, aber nicht als zustimmungsbediirftig behandelte MaBnahmen vorgenommen worden
sind (z.B. Zerlegung in Teilmallnahmen)?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustim-
mungsbediirftiger MaBnahmen &hnliche, aber nicht als zustimmungsbediirftig behandelte

Maf3nahmen vorgenommen worden sind.
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d)

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschifte und Malfnahmen nicht mit Gesetz, Sat-
zung, Geschiftsordnung, Geschiftsanweisung und bindenden Beschliissen des Uberwa-

chungsorgans iibereinstimmen?

Es haben sich im Rahmen unserer Priifung keine Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass Geschéfte
und Mafdnahmen der Geschéftsfithrung nicht mit dem Gesetz, dem Gesellschaftsvertrag, der
Geschiftsordnung, den Geschiftsanweisungen und den bindenden Beschliissen des Uberwa-
chungsorgans {ibereinstimmen.
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Fragenkreis 8: Durchfiihrung von Investitionen

a)

b)

c)

d)

e)

Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle
Anlagewerte und Vorrite) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilitédt/Wirt-
schaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken gepriift?

Investitionen werden in den Wirtschaftsplan der Gesellschaft aufgenommen, der vor Beginn
eines jeden Geschéftsjahres von den Geschéftsfithrern vorgelegt und von der Gesellschafter-
versammlung verabschiedet wird. Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken der Inves-
titionen werden vor der Aufstellung bzw. Genehmigung des Wirtschaftsplanes gepriift. Die

Finanzierung der Investitionen wird {iber den Finanzplan sichergestellt.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung
nicht ausreichend waren, um ein Urteil iiber die Angemessenheit des Preises zu ermdglichen
(z.B. bei Erwerb bzw. Verduerung von Grundstiicken oder Beteiligungen)?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte hierfiir ergeben.

Werden Durchfiihrung, Budgetierung und Verdnderungen von Investitionen laufend iiber-
wacht und Abweichungen untersucht?

Die Investitionen werden vom Controlling der AVG laufend iiberwacht und auf Abweichungen
hin untersucht. Die Budgetverantwortlichen erhalten bei neuen Investitionsantragen und bei
wesentlichen Anderungen aktualisierte Budgetberichte, anhand derer das genehmigte Inves-

titionsbudget kontrolliert werden kann.

Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Uberschreitungen ergeben? Wenn
ja, in welcher Hohe und aus welchen Griinden?

Wesentliche Planiiberschreitungen haben sich bei den im Jahr 2025 durchgefiihrten Investiti-

onen nicht ergeben.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Vertrige nach Ausschop-
fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Anhaltspunkte dafiir haben sich im Rahmen unserer Priifung nicht ergeben.
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a)

b)

Haben sich Anhaltspunkte fiir eindeutige Versto3e gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, VOL,
VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Anhaltspunkte fiir eindeutige Verstol3e gegen Vergaberegelungen haben sich im Rahmen un-

serer Priifung nicht ergeben.

Werden fiir Geschifte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote
(z.B. auch fiir Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Bei Geschiften, die keinen Vergaberegelungen unterliegen, werden von der Gesellschaft in
Abhangigkeit vom Auftragswert Konkurrenzangebote eingeholt und berticksichtigt. Ausnah-
men gelten bei Beschaffungen unter EUR 1.000,00, bei permanent wiederkehrenden Materi-
alien und Leistungen oder in Fallen, in denen aus technischen Griinden nur ein Lieferant in

Frage kommt.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Uberwachungsorgan

a)

b)

c)

Wird dem Uberwachungsorgan regelméRig Bericht erstattet?

Die Geschéftsfiihrung informiert den Aufsichtsrat in seinen Sitzungen regelméf3ig in Form von

Sachstandsberichten zur laufenden Geschéftsentwicklung und zu anstehenden Sonderfragen.

Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Soweit aus den Protokollen der Aufsichtsratssitzungen ersichtlich, erfolgt in den Berichten
eine zutreffende Darstellung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens und der wichtigs-

ten Unternehmensbereiche.

Wurde das Uberwachungsorgan iiber wesentliche Vorgiéinge angemessen und zeitnah unter-
richtet? Liegen insbesondere ungewo6hnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgeméif abge-
wickelte Geschiftsvorfille sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-
sungen vor und wurde hieriiber berichtet?

Im Rahmen der Aufsichtsratssitzungen hat die Geschéftsfiihrung nach unseren Feststellungen
zeitnah {iber alle wesentlichen Vorginge berichtet. Anhaltspunkte fiir ungewohnliche, risiko-
reiche oder nicht ordnungsgemaf3 abgewickelte Geschéftsvorfille sowie erkennbare Fehldis-
positionen oder wesentliche Unterlassungen, iiber die dariiber hinaus zu berichten gewesen

ware, haben sich im Rahmen unserer Priifung nicht ergeben.
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d)

e)

g)

Zu welchen Themen hat die Geschéfts-/Konzernleitung dem Uberwachungsorgan auf dessen
besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Es war im Berichtsjahr nicht erforderlich, eine Berichterstattung aufgrund des besonderen

Wunschs des Uberwachungsorgans vorzunehmen.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder un-
ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fillen ausreichend war?

Im Rahmen der Durchsicht der Berichte an das Uberwachungsorgan haben sich keine Anhalts-

punkte ergeben, dass die Berichterstattung nicht in allen Féillen ausreichend war.

Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden
Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Uberwachungsorgan erortert?

Es besteht eine D&O-Versicherung fiir Organe und leitende Angestellte der AVG und der Toch-
tergesellschaften. Mit dem Versicherer ist kein Selbstbehalt vereinbart, was wir als angemes-
sen erachten. Unabhingig davon ergeben sich Regelungen zu den Selbstbehalten bei den Ge-
schiftsfithrern aus den jeweiligen Anstellungsvertrdgen. Im Berichtszeitraum ist ausweislich
vorliegender Protokolle keine gesonderte Erérterung mit dem Uberwachungsorgan zu Versi-

cherungsfragen erfolgt.

Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschiftsleitung oder des Uberwachungsor-
gans gemeldet wurden, ist dies unverziiglich dem Uberwachungsorgan offengelegt worden?

Unserer Kenntnis nach haben sich solche Interessenkonflikte wihrend des Geschéftsjahres
2025 nicht ergeben.

Fragenkreis 11: Ungewohnliche Bilanzposten und stille Reserven

a)

b)

Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermégen?

Die Gesellschaft verfiigt iiber kein wesentliches offenkundig nicht betriebsnotwendiges Ver-

mogen.
Sind Bestédnde auffallend hoch oder niedrig?

Auffallend hohe oder niedrige Bestdnde haben wir im Rahmen unserer Priifung nicht festge-
stellt.
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Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermogenslage durch im Vergleich zu den bilan-
ziellen Werten erheblich héhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermogensgegenstinde

wesentlich beeinflusst wird?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermogens-
lage durch im Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich héhere oder niedrigere Ver-

kehrswerte der Vermogensgegenstiande wesentlich beeinflusst wird.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a)

b)

c)

Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-
men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflich-
tungen finanziert werden?

Aus der Bilanzstrukturanalyse ergibt sich zum 31. Dezember 2025 ein Eigenkapital in Hohe
von 59.954 T€ (i. Vj. 61.132 T€) und eine Eigenkapitalquote in Hohe von 36,8 % (i. Vj. 41,8
%). Unter Beriicksichtigung der geplanten Ausschiittung betrdgt die Eigenkapitalquote 25,6
% (i. Vj. 29,5 %). Die Fremdkapitalquote (inkl. geplanten Ausschiittung) belauft sich somit
auf 74,4 % (i. Vj. 70,5 %). Die anstehenden Investitionen sollen planméf3ig aus dem laufenden

Cashflow, vorhandenen liquiden Mitteln sowie durch Darlehen finanziert werden.

Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-
nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Die Gesellschaft bildet mit den vier Tochtergesellschaften (AVG Ressourcen GmbH, Kéln; AVG
Kompostierung GmbH, Koln; AVG Service GmbH, K6ln und AVG Logistik GmbH, Kéln) einen
Teilkonzern. Von der Erstellung eines Teilkonzernabschlusses wurde aufgrund der Befreiung
durch die Einbeziehung in den Konzernabschluss der SWK abgesehen. Uns liegen keine Hin-

weise vor, dass die Finanzlage des SWK-Konzerns kritisch zu beurteilen wiére.

In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Férdermittel einschlief3lich Garantien der
offentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen
Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im Berichtsjahr hat die Gesellschaft keine Finanz-/Fordermittel der 6ffentlichen Hand erhal-

ten.
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a)

b)

Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?

Die Gesellschaft verfiigt mit einem Eigenkapital von TEUR 35.462 (i. Vj. TEUR 34.370) und
einer Eigenkapitalquote von 25,6 % (i. Vj. 29,5 %) auch nach der geplanten Gewinnausschiit-
tung noch iiber eine angemessene Eigenkapitalausstattung. Finanzierungsprobleme bestehen
nicht.

Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschiittungspolitik, Riicklagenbildung) mit der
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Ausschiittungsvorschlag der Geschaftsfithrung, den Jahresiiberschuss in voller Hohe an
die Gesellschafter auszuschiitten, ist mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens verein-
bar. Die beabsichtigten Gewinnausschiittungen der Tochtergesellschaften sind in diese Uber-

legung miteinbezogen worden.

Fragenkreis 14: Rentabilitdt/Wirtschaftlichkeit

a)

b)

c)

d)

Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzern-
unternehmen zusammen?

Das Unternehmen ist nicht nach Segmenten gegliedert.
Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgéngen gepragt?
Das Jahresergebnis ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgédngen gepragt.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun-
gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemes-
senen Konditionen vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass wesentliche
Kredit- oder andere Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften eindeutig zu un-

angemessenen Konditionen vorgenommen wurden.
Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Gesellschaft hat keine Konzessionsabgaben zu entrichten.
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschéfte und ihre Ursachen

a)

b)

Gab es verlustbringende Geschifte, die fiir die Vermégens- und Ertragslage von Bedeutung

waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Verlustbringende Geschifte, die fiir die Vermogens- und Ertragslage der AVG von Bedeutung

sind, haben wir im Rahmen unserer Priifung nicht festgestellt.

Wurden Maf3nahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche MaR3-

nahmen handelt es sich?

Entfallt, vgl. a).

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Manahmen zur Verbesserung der

a)

b)

Ertragslage
Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Die Gesellschaft hat im Geschaftsjahr 2025 einen Jahresiiberschuss erzielt.

Welche Mafdnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Un-
ternehmens zu verbessern?

Nicht relevant.

DEE00170558.1.1



Alle Rechte vorbehalten. Ohne Genehmigung des Verlages ist es nicht gestattet, die Vordrucke ganz oder teilweise

nachzudrucken bzw. auf fotomechanischem oder elektronischem Wege zu vervielfaltigen und/oder zu verbreiten.

© IDW Verlag GmbH - Tersteegenstrale 14 - 40474 Diisseldorf. 50341/1

Allgemeine Auftragsbedingungen

fur

Wirtschaftspriiferinnen, Wirtschaftsprufer und
Wirtschaftspriifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fiir Vertrage zwischen Wirtschafts-
priferinnen, Wirtschaftsprifern oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften
(im Nachstehenden zusammenfassend ,Wirtschaftsprifer* genannt) und
ihren Auftraggebern Uber Prifungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Auftrége, soweit nicht etwas
anderes ausdriicklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftspriifer auch gegenuber Dritten
zu.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsat-
zen ordnungsmaBiger Berufsausiibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftspriifer
Ubernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschéftsfiihrung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftspriifer ist berechtigt, sich zur Durchfiihrung des Auftrags sach-
verstandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Beriicksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auRer bei
betriebswirtschaftlichen Prifungen — der ausdricklichen Vereinbarung in
Textform.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
Renden beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer
alle fir die Ausfiihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig Gbermittelt werden und ihm von allen Vor-
géangen und Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fiir die Ausfiihrung
des Auftrags von Bedeutung sein kénnen. Dies gilt auch fur die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wah-
rend der Tatigkeit des Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftspriifer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Voll-
standigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirt-
schaftspriifer formulierten Erklérung in gesetzlicher Schriftform oder einer
sonstigen vom Wirtschaftsprifer bestimmten Form zu bestéatigen.

4. Sicherung der Unabhangigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit
der Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer
des Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder
Ubernahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrdge auf eigene
Rechnung zu tibernehmen.

(2) Sollte die Durchfihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirt-
schaftsprifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf
die die Unabhangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden
wie auf den Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beein-
trachtigen, ist der Wirtschaftspriifer zur aufRerordentlichen Kiindigung des
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftsprifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maRRgebend. Entwiirfe solcher Darstellungen sind
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unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich
vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschafts-
prifers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestéatigt werden. Er-
klarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers aulerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers
(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers
(Arbeitsergebnisse oder Auszilige von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information tber das Tatigwerden
des Wirtschaftsprifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behdrdlichen Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und
die Information liber das Tatigwerden des Wirtschaftspriifers fir den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzuléssig.

7. Mangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiil-
lung durch den Wirtschaftsprifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw.
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der
Nacherfillung kann er die Vergitung mindern oder vom Vertrag zurick-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,
Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherfiillung fiir ihn ohne Inte-
resse ist. Soweit dariiber hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt
Nr. 9.

(2) Ein Nacherfiillungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzuglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfillungsanspri-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, ver-
jahren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.
(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Méangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten
und dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kdnnen jederzeit vom
Wirtschaftsprifer auch Dritten gegeniiber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRe-
rung auch Dritten gegenuber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Fal-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftspriifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftspriifer ist nach MaRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Uber Tatsachen und Umstan-
de, die ihm bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von
dieser Schweigepflicht entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers,
insbesondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen
Haftungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschréankung des
§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist der
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prifer bestehenden Vertragsverhaltnis auf Ersatz eines fahrlassig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schaden aus der Verletzung von
Leben, Korper und Gesundheit sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begriinden, gemaR § 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrénkt. Gleiches gilt fir Anspriiche, die Dritte
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhaltnis gegeniber dem
Wirtschaftsprifer geltend machen.
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer be-
stehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.

(4) Der Hochstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch beziiglich eines aus mehreren
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sdmtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne
Rucksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall
kann der Wirtschaftsprifer nur bis zur Hohe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der in Textform erklarten Ablehnung der Ersatzleistung Klage
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies
gilt nicht fir Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zu-
riickzufiihren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kor-
per oder Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers
nach § 1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung gel-
tend zu machen, bleibt unberhrt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberiihrt.

10. Ergdnzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtréglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriiften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefihrte Prifung im
Lagebericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprifers und
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zuléssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergdnzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen
(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und
vollstédndig zugrunde zu legen; dies gilt auch fiir Buchfihrungsauftrage. Er
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag ubernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftspriifer alle fiir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspriifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Ubermittlung der Jahressteuererklérun-
gen, einschliel3lich E-Bilanzen, fir die Einkommensteuer, Kérperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber
vorzulegenden Jahresabschlisse und sonstiger fiir die Besteuerung
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise
b) Nachprifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4) Erhalt der Wirtschaftsprifer fir die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuer-

beratervergutungsverordnung fir die Bemessung der Vergltung anzuwen-

den ist, kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Verglitung in

Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kor-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fir

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit
Umwandlungen, Kapitalerhéhung und -herabsetzung, Sanierung,
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveraufierung,
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstlitzung bei der Erflillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als

zusatzliche Tatigkeit ibernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung

etwaiger besonderer buchmagiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob

alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verginstigungen

wahrgenommen worden sind. Eine Gewahr fir die vollstandige Erfassung

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht Gber-

nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht winscht oder besondere Sicherheitsanforderungen
stellt, wie etwa die Verschliisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den
Wirtschaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergitung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebihren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
satzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschisse auf Vergiitung und
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber
haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden
Anspriiche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert fur/Licensed to: PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftspriifungsgesellschaft [4319723
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	III. Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720)
	Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge
	a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ...
	b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Niederschriften hierüber erstellt?
	c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?
	d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung aus...

	Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen
	a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?
	b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?
	c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert?
	d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eing...
	e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksverwaltung, EDV)?

	Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling
	a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – den Bedürfnissen des Unternehmens?
	b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?
	c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den besonderen Anforderungen des Unternehmens?
	d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?
	e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?
	f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?
	g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?
	h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

	Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem
	a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden können?
	b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?
	c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?
	d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und angepasst?

	Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate
	a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört:
	b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung?
	c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf
	d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?
	e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?
	f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

	Fragenkreis 6: Interne Revision
	a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?
	b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?
	c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt s...
	d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?
	e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche handelt es sich?
	f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/ Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

	Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans
	a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?
	b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?
	d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

	Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen
	a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?
	b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?
	c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht und Abweichungen untersucht?
	d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?
	e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

	Fragenkreis 9: Vergaberegelungen
	a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?
	b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

	Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan
	a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?
	b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?
	c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche U...
	d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?
	e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?
	f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?
	g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?

	Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven
	a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?
	b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

	Fragenkreis 12: Finanzierung
	a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden?
	b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?
	c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

	Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung
	a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?
	b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

	Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit
	a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzernunternehmen zusammen?
	b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?
	d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

	Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen
	a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?
	b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maßnahmen handelt es sich?

	Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage
	a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?
	b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unternehmens zu verbessern?
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